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A. Auftrag 

Bei Verabschiedung des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über Wohnbeihilfen vom 23. März 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 140) faßte der Deutsche 
Bundestag am 12. Februar 1965 eine Entschließung, 
in der die Bundesregierung ersucht wird, alljährlich 
zum 1. Januar, erstmalig zum 1. Juli 1966, einen 
Bericht über die in den einzelnen Ländern gemach- 
ten Erfahrungen mit dem Wohngeldgesetz vorzu- 
legen. 


B. Bericht 


I. Vorbemerkungen 

Der BMWo hat eine Reihe von Stellen um ihre 
Erfahrungen bei der Anwendung des Wohngeldge- 
setzes gebeten. Dem Bericht liegen zugrunde: 

Berichte der für die Durchführung des Wohn- 
geldgesetzes zuständigen obersten Landesbe- 
hörden, 

Stellungnahmen von Spitzenverbänden der 
Wohnungswirtschaft, 

Stellungnahmen der kommunalen Spitzenver- 
bände, 

Stellungnahme des Deutschen Vereins für | 
öffentliche und private Fürsorge. 

Ferner wurden verwertet: 

Aufsätze in der Fachliteratur, 

Anregungen von Bundestags- und Landtagsab- 
geordneten, 

Eingaben aus der Bevölkerung, 

Gutachten über die Finanzreform in der Bundes- 
republik Deutschland, 

Material des Statistischen Bundesamtes. 


II. Allgemeines zum Vollzug des Wohngeldgesetzes 

1. Verwaltungsvorschriften und Formulare 

In Verfolg des Artikels 84 des Grundgesetzes ha- 
ben die Länder zur Durchführung des Wohngeldge- 
setzes allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen 
und die ebenfalls erforderlichen Vordrucke für An- 
tragstellung, Bearbeitung, Bescheiderteilung und 
Auszahlung allgemeinverbindlich eingeführt. 

Während das Formularwerk inhaltlich in den Län- 
dern nahezu völlig übereinstimmt, weichen die all- 


gemeinen Verwaltungsvorschriften der Länder nicht 
unerheblich voneinander ab. So hat ein Teil der 
Länder in die Verwaltungsvorschriften nur solche 
Regelungen aufgenommen, die im Gesetz noch nicht 
enthalten sind; sie sollen den Durchführungbehör- 
den die Anwendung des Gesetzes erleichtern und 
zugleich die Auffassung der obersten Landesbehör- 
den zu bestimmten Grundsatzfragen wiedergeben. 
Andere Länder haben dagegen in ihren Verwal- 
tungsvorschriften teilweise unter Abweichung von 
der Gliederung des Gesetzes den gesamten Geset- 
zeswortlaut wiederholt und ihn durch eigene Aus- 
führungen ergänzt. Diese unterschiedliche Gestal- 
tung der Verwaltungsvorschriften, die jedoch nahe- 
zu ohne Einfluß auf die Auslegung des Gesetzes 
geblieben ist, wurde durch die jeweils übliche Ver- 
waltungspraxis bestimmt und berücksichtigt die je- 
weiligen Erfahrungen bei der Gesetzesdurchführung. 

Darüber hinaus haben alle Länder ohne Rücksicht 
auf die Gestaltung ihrer Verwaltungsvorschriften 
durch zahlreiche Einzelerlasse grundsätzliche Fragen 
geklärt. 

2. Wohngeldstatistik 

Für die Erstellung der Wohngeldstatistik haben 
die zuständigen obersten Landesbehörden in Zu- 
sammenarbeit mit den statistischen Landesämtern 
sowie unter Mitarbeit des BMWo und des Statisti- 
schen Bundesamtes ein Tabellenprogramm ent- 
wickelt, das die gesetzlich vorgeschriebenen Daten 
, enthält. Die Statistik soll einen Überblick über die 
Auswirkungen des Gesetzes verschaffen, weitere 
Planungen ermöglichen und Hinweise für eine et- 
waige Novellierung des Gesetzes geben, über die 
Auswirkung des Wohngeldgesetzes liegen jedoch 
noch keine genauen statistischen Angaben vor. 

3. Klärung von Einzelfragen 

Von Anfang an hat die Anwendung des Wohn- 
geldgesetzes eine Fülle von Einzelfragen aufgewor- 
fen, weil das Gesetz auf zahlreiche andere Vor- 
schriften verweist, deren Auslegung von Bedeutung 
ist. Die Fragen, die sich dabei ergeben haben, wur- 
den von den Ländern teilweise mit Unterstützung 
des BMWo und anderer Bundesressorts geklärt. Da- 
mit wurde weitgehend die einheitliche Anwendung 
des Wohngeldgesetzes im gesamten Bundesgebiet 
sichergestellt. 

4. Personalentwicklung und Sachbearbeiterbespre- 
chungen 

Das für die Durchführung des Wohngeldgesetzes 
erforderliche Personal muß aus qualifizierten Sach- 
bearbeitern mit überdurchschnittlichen Fähigkeiten 
und eingehender fachlicher Vorbildung bestehen. 
Solche Kräfte sind nur in beschränktem Umfang vor- 
handen und lassen sich auch nur sehr schwierig ge- 
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winnen. Wegen der erheblichen Vermehrung der 
Wohngeldanträge 1965 66 gegenüber 1964 (jährlich i 
um mehr als 100 %>) war nahezu in allen Ländern 
im Durchschnitt eine Personalverdoppelung erforder- 
lich. Trotz diesem zusätzlichen Personal, daß größ- 
tenteils durch Neueinstellung und nur in geringem ! 
Umfang durch Abordnung aus anderen Arbeitsbe- 
reichen der Verwaltung gewonnen werden konnte, 
trotz überdurchschnittlicher Arbeitsbelastung und 
trotz des Einsatzes elektronischer Datenverarbei- 
tungsanlagen mußten Rückstände in der Bearbeitung 
hingenommen werden. Nur in Ausnahmefällen 
führte der Einsatz elektronischer Rechenanlagen bis- 
her dazu, daß neue Kräfte nicht nötig waren und 
auch Bearbeitungsrückstände nicht entstanden. 

Im Interesse eines möglichst zügigen und rei- 
bungslosen Ablaufs des Wohngeldverfahrens wur- 
den in den Ländern nach Inkrafttreten des Wohn- j 
gclclgesetzes Sachbearbeiter-Lehrgänge durchge- 
führt. Auf diese Weise wurden die Sachbearbeiter 
der Bewilligungsstellen von den zuständigen Refe- 
renten der obersten Landesbehörden mit Inhalt und 
Zielsetzung des Gesetzes vertraut gemacht und auf 
Besonderheiten hingewiesen. Die Sachbearbeiter : 
hatten dabei Gelegenheit, eine Klärung der ihnen 
schwierig erscheinenden Fragen zu erreichen. Nach 
Angaben der Länder haben sich diese Lehrgänge 
bewährt. Die Lehrgänge werden von Zeit zu Zeit 
wiederholt. 

5. Aufwendungen für Wohngeld 


ergibt sich ein arithmetischer Durchschnittswert der 
Verwaltungskosten von rcl. 20% der Aufwendun- 
gen für Wohngeld. Dem liegen folgende ungefähre 
Durchschnittswerte der Länder zugrunde: 

Baden-Württemberg 17% 

Bayern 10 % bis 15% 

Berlin 10% 

Bremen 25% 

Hamburg 22% 

Hessen 20% 

Niedersachsen 5,5 % bis 32% 

Nordrhcin-Westfalen 17 % 

Rheinland-Pfalz 26,7% 

Saarland 30% 

Schleswig-Holstein 15,6 % 

Alle Länder vertreten die Auffassung, daß das in 
der Öffentlichkeit so stark betonte Verhältnis zwi- 
schen Verwaltungsaufwand und Wohngeldaufwen- 
dungen keinen großen Aussagewert habe. So kann 
z. B. der Anteil in Gebieten mit niedrigen Mieten, 
aber guter Beschäftigungslage, oder in Universitäts- 
städten mit häufigen Beratungen, aber vielen Ab- 
lehnungen unverhältnismäßig hoch sein. Demgegen- 
über kann der Verwaltungskostenanteil in Gebieten 
mit hohen Mieten und hohen Wohngeldbeträgen 
vergleichsweise gering sein. Es komme sehr auch 
auf die Zahl der bearbeiteten Fälle an. 


In den Rechnungsjahren 1964 bis 1966 hat sich die 
Höhe der Aufwendungen für Miet- und Lastenzu- 
schüsse von Bund und Ländern wie folgt entwickelt: 

1964 55,8 Millionen DM 

1965 121 Millionen DM 

1966 

(1. Halbjahr) 200 Millionen DM 

Nach den bisherigen Erfahrungen wird sich der Auf- 
wand für das gesamte Jahr 1966 und für die fol- 
genden Jahre infolge der Mietpreisfreigabe in den 
bisher noch schwarzen Kreisen und infolge höherer 
Mieten für die neu hinzukommenden Sozialwoh- 
nungen weiter erhöhen. 

6. Verwaitimgsaufwand 

Uber die Höhe des Verwaltungsaufwandes bei 
der Durchführung des Wohngeldgesetzes sind z. Z. 
noch keine zuverlässigen Aussagen möglich. Die teil- 
weise stark voneinander abweichenden Angaben 
aus einzelnen Gemeinden können kaum allein mit 
der verschiedenartigen Organisationsform der Be- 
willigungsstollen oder mit der unterschiedlichen 
Qualifikation der Sachbearbeiter erklärt werden. 
Vielmehr wird die Ursache in einer unterschied- 
lichen Berechnung zu suchen sein. Anders ist es 
nicht erklärlich, daß der Aufwand bei manchen Be- 
willigungsstellen mit etwa 5 %, bei anderen mit 
70% und noch mehr der Wohngeldleistungen ange- 
geben wird. Klammert man Spitzenwerte aus, dann 


Abgesehen davon wird der Verwaltungsaufwand 
der ersten 10 bis 12 Monate nach Änderung des Ge- 
setzes schon deshalb nicht ausschlaggebend sein, 
weil er erfahrungsgemäß im ersten Jahr nach In- 
krafttreten einer so umfassenden Gesetzesnovelle 
immer erheblich höher ist als in den Folgejahren. 


III. Bundesaufsicht 


1. Zusammenarbeit mit den Ländern 

Gemäß Artikel 84 Abs. 3 des Grundgesetzes übt 
die Bundesregierung die Aufsicht darüber aus, daß 
die Länder bei Anwendung des Wohngeldgesetzes 
das geltende Recht beachten. 

Die Bundesaufsicht ist eine reine Rechtsaufsicht. 
Zwcckmäßigkeits- oder politische Erwägungen der 
Bundesregierung können im Wege der Bundesauf- 
sicht nicht durchgesetzt werden. Der BMWo hat des- 
halb von Anfang an Wert darauf gelegt, von den 
Ländern bei Gestaltung ihrer Verwaltungsvorschrif- 
ten, ihrer Formulare und des Tabellenprogramms 
für die Wohngeldstatistik beteiligt zu werden. Diese 
Zusammenarbeit hat dazu geführt, daß das statisti- 
sche Programm völlig übereinstimmt und daß bei 
dem materiellen Teil der Verwaltungsvorschriften 
und im Formularwerk ein großes Maß an Überein- 
stimmung erzielt werden konnte. 
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Außerdem unterstützt der BMWo die obersten 
Landesbehörden bei der Auslegung des Gesetzes 
und ermöglicht durch Rundschreiben, daß namentlich 
in grundsätzlichen Fragen eine einheitliche Auffas- 
sung im ganzen Bundesgebiet vertreten wird. 

Die Form der Zusammenarbeit zwischen dem 
BMWo und den obersten Landesbehörden hat sich 
bewährt und soll auch für die Zukunft in gleicher 
Weise fortgesetzt werden. 

2. Geschäftsanfall im BMWo 

Die vom Bundestag durch Beschluß vom 12. Fe- 
bruar 1965 (Sitzungsprotokoll über die 163. Sitzung 
S. 8044) der Bundesregierung übertragene Öffent- 
lichkeitsarbeit hat dazu geführt, daß aus der Bevöl- 
kerung in ungewöhnlich hohem Maße Einzeleinga- 
ben eingegangen und zu beantworten waren. Ins- 
gesamt mußten in den Monaten April 1965 bis Mai 
1966 einschließlich mehr als 22 000 Eingänge und 
im Monatsdurchschnitt rd. 1580 Vorgänge bearbeitet 
werden. 


IV. Auswirkungen des Wohngeldgesetzes 
auf andere Rechtsgebiete und umgekehrt 


1. Wohngeld und Räumungsklagen 

Nach der Auskunft eines Landesjustizministe- 
riums haben die unter der Geltung des Mieter- 
schutzgesetzes vielfach auf § 3 dieses Gesetzes (Zah- 
lungsverzug) gestützten Mietaufhebungsklagen 
durch die Gesetzgebung über das Wohngeld zu- 
meist ihre Grundlage verloren. Es ist anzunehmen, 
daß diese Feststellungen auch in anderen Bundes- 
ländern zutreffen. 


2. Wohngeld und Mieterhöhungen 

Aus der Bevölkerung wurden Fälle bekannt, in 
denen Vermieter ihre Miete bis zur Höhe der Ober- 
grenzen der für die Gewährung von Wohngeld zu 
berücksichtigenden Mieten erhöhten, während die- 
selben Vermieter vor der Erhöhung der Obergren- 
zen durch das Gesetz vom 23. März 1965 (BGBl. I 
S. 140) nur eine niedrigere Miete verlangten. Die 
Vermieter beriefen sich darauf, daß diese Miete so- 
gar wohngeldfähig sei und der Mieter — falls er 
die Miete nicht tragen könne — einen Rechtsan- 
spruch auf Wohngeld habe. 


3. Wohngeld und öffentliche Baudarlehen 

In zahlreichen Einzeleingaben führen Petenten 
Klage darüber, daß ihnen die Gewährung öffent- 
licher Baudarlehen zum Bau eines Familienheimes 
abgelehnt und ihnen empfohlen worden sei, einen 
Lastenzuschuß in Anspruch zu nehmen, um die Be- 
lastung aufbringen zu können. 


V. Vorschläge zur Senkung 

des Verwaltungsaufwandes und Vereinfachung 
des Gesetzesvollzugs 

1. Allgemeines 

Von den meisten Beteiligten wird auf lange Sicht 
überwiegend eine Novellierung des Wohngeldge- 
setzes als unvermeidbar angesehen. Zur Begründung 
wird auf die zahlreichen Änderungsvorschläge 
einerseits sowie auf den verhältnismäßig erheb- 
lichen Verwaltungsaufwand andererseits hingewie- 
sen. Ebenso überwiegend wird aber auch — vor 
allem von den Ländern — die Auffassung vertreten, 
Änderungen des Wohngeldgesetzes sollten erst ein- 
geleitet werden, wenn abschließende Erfahrungen in 
jeder Hinsicht vorliegen. Insbesondere sollten zu- 
nächst die Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen ausgenutzt werden. 

Gegen eine Gesetzesänderung werden folgende 
Gründe angeführt: Eine ganze Reihe sehr wesent- 
licher Grundsatzfragen des Wohngeldrechts sei z. Z. 
noch nicht soweit geklärt, daß im gegenwärtigen 
Zeitpunkt eine Novellierung weitgehende Verbes- 
serungen bringen könnte. Weitere Erfahrungen über 
seine praktische Handhabung sollten gesammelt 
werden. Eine Laufzeit von einem Jahr sei für ein 
Gesetz mit einer Breitenwirkung, wie sie das Wohn- 
geldgesetz hat, zu kurz, um endgültige Urteile fäl- 
len zu können. Dabei müsse in Kauf genommen 
werden, daß eine Reihe von Zweifelsfragen vorläu- 
fig durch den Gesetzgeber selbst nicht gelöst werde. 
Dieser Nachteil werde jedoch aufgewogen durch die 
Aussicht, zu einem späteren Zeitpunkt unter Be- 
rücksichtigung der Erfahrungen der Praxis zu einer 
Neuregelung zu kommen, welche die Mängel der 
derzeitigen Vorschriften beseitigt und für längere 
Zeit Bestand zu haben verspricht. Dabei müsse in 
Betracht gezogen werden, daß jede Vereinfachung 
— und sei sie noch so einleuchtend und erheblich — 
zunächst eine Umstellung und damit Verwaltungs- 
mehrarbeit zur Folge habe. Erschwerend komme 
noch hinzu, daß das Programm der Datenverarbei- 
tungsanlagen auf das Gesetz in seiner derzeitigen 
Fassung abgestellt ist, so daß eine Gesetzesände- 
rung zeitraubende und kostspielige Umstellung auch 
bei den Datenverarbeitungsanlagen auslösen würde. 

Auch müsse bedacht werden, daß die Arbeitskraft 
der Sachbearbeiter bei den Bewilligungstellen nicht 
zu häufig durch das Einarbeiten in neue gesetzliche 
Grundlagen in Anspruch genommen werden sollte. 


2. Rationalisierung oder Änderung des Verfahrens 

Es wird angeregt, anstelle einer Gesetzesänderung 
in erster Linie zu prüfen, ob und in welchem Um- 
fange das bisher angewandte Verfahren rationali- 
siert oder geändert werden kann, ohne daß damit 
materielle Änderungen des Wohngeldgesetzes 
selbst verbunden sind. Zur Erreichung dieses Zieles 
bieten sich verschiedene Möglichkeiten an. 
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a) Konzentration der Bewilligungstätigkeit 

Immer wieder wird darüber geklagt, daß die für 
die Durchführung des Wohngeldgesetzes erforder- 
lichen qualifizierten Sachbearbeiter bei den einzel- 
nen Bewilligungsstellen überhaupt nicht oder nur 
in unzureichendem Umfange zur Verfügung stünden. 
Das trifft vor allen Dingen für die kleinen Bewilli- 
gungsstellen, insbesondere für Landgemeinden und 
kleine Landkreise zu. Deshalb ist vorgeschlagen 
worden, die Tätigkeit mehrerer Bewilligungsstellen 
in einer Bewilligungsstelle zusammenzufassen. So 
beabsichtigt ein Land die zentrale Berechnung des 
Wohngeldes einschließlich zentraler Bescheidertei- 
lung und Auszahlung. Die Vorbereitungen sind so- 
weit gediehen, daß voraussichtlich in Kürze — 
zunächst für einige Gemeinden und dann stetig er- 
weitert — zur zentralen Berechnung übergegangen 
werden kann. Bei den Gemeinden werden dann le- 
diglich die Antragsannahme einschließlich Prüfung 
der Unterlagen sowie die ggf. erforderlichen Ermes- 
sensentscheidungen verbleiben. 

Gleiches könnte vor allem auch in anderen Bun- 
desländern geprüft werden. Damit soll erreicht wer- 
den, daß sich ein Sachbearbeiter, der Wohngeldan- 
gelegenheiten bisher nur als eine von mehreren 
Aufgaben erledigen konnte, künftig auf das Wohn- 
geld konzentrieren, die dafür erforderlichen Kennt- 
nisse aneignen und zum Nutzen der Sache und der 
betroffenen Personen anwenden kann. Eine Konzen- 
tration der Bewilligungstätigkeit wird auch im Hin- 
blick auf das sich immer mehr durchsetzende elek- 
tronische Datenverarbeitungsverfahren für erforder- 
lich gehalten, wie aus dem nächsten Unterabschnitt 

b) noch zu ersehen sein wird. 

Außerdem wird angeregt, in diesem Zusammen- 
hang zu prüfen, ob es unbedingt erforderlich ist, 
daß in einzelnen Gemeinden die Anträge angenom- 
men, vorgeprüft und erst nach Vorprüfung an die 
Bewilligungstelle, z. B. den Landkreis, weitergeleitet 
werden. Auch die Vorprüfung erfordert eine Kennt- 
nis des Wohngeldgesetzes, die — wie aus zahlrei- 
chen Einzeleingaben ersichtlich — in kleineren Ge- 
meinden in der Regel nicht in dem Maße vorhanden 
ist und auch nicht gefordert werden kann, wie es 
eigentlich notwendig wäre. Bevor dazu im einzel- 
nen Vorschläge gemacht werden, sollte jedoch die 
endgültige Stellungnahme der Länder abgewartet 
werden über die Erfahrungen, die sie mit der Ein- 
schaltung besonderer vorprüfender Stellen gemacht 
haben. 

b) Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen 

Die bisherige Praxis in den Ländern sowie ein- 
gehende Untersuchungen haben bewiesen, daß das 
Wohngeldverfahren für eine Automatisierung ge- 
eignet ist. Dennoch ist der wesentlich gewichtigere 
und umfangreichere Teil des für die Wohngeldge- 
währung entstehenden Verwaltungsaufwands, näm- 
lich die Beratung der Antragsteller, die Ermittlung 
und Prüfung der für die Wohngeldgewährung maß- 
geblichen Angaben und darunter vor allen Dingen 
die Einkommensermittlung, einer Vereinfachung 
durch Rationalisierung und Mechanisierung nicht zu- 


gänglich. Immerhin wird durch Einsatz elektroni- 
scher Datenverarbeitungsanlagen vor allem in 
Großstädten, im Bereich größerer Bewilligungsstel- 
len, aber auch gemeinsam von mehreren Bewilli- 
gungsstellen die Errechnung des Wohngeldes, die 
Erteilung der Bescheide, der Zahlungsverkehr und 
die Statistik übernommen werden können. In klei- 
nen Bewilligungsstellen, für die sich der Einsatz 
einer eigenen Anlage nicht lohnt, empfiehlt es sich, 
daß mehrere Bewilligungsstellen sich gemeinsam 
einer Anlage bedienen, weil der Wert der Anlage 
mit der Anzahl der von ihr erledigten Fälle steigt, 
die Kosten aber entsprechend niedriger werden. Im 
Durchschnitt, so wird gesagt, sollen im Datenver- 
arbeitungsverfahren pro Sachbearbeiter täglich 9 
Anträge bearbeitet werden können, die Verwal- 
tungskosten sollen zwischen 6 % und 15% der 
Wohngeldzahlungen liegen gegenüber teilweise 
mehr als 30 % ohne Rechenanlage. 

Die Rechenanlagen werden dazu beitragen, der 
in den nächsten Jahren zu erwartenden Zunahme 
an Wohngeldfällen gerecht zu werden. Insbeson- 
dere werden die Bearbeitung beschleunigt, die Ar- 
beit erleichtert, die Diskrepanz zwischen eingegan- 
genen und bearbeiteten Anträgen verringert, der 
Verwaltungsaufwand (sächliche und personelle Ko- 
sten) gesenkt und eine Quelle häufiger Fehler be- 
seitigt werden. 

Die Datenverarbeitungsanlagen werden sich um 
so besser bewähren, je länger sie eingeschaltet sind; 
den auch dabei sind Kinderkrankheiten zu überwin- 
den und Erfahrungen zu sammeln. 

Der Wert der Datenverarbeitung zeigt sich in be- 
sonderem Maße bei der Bearbeitung von Anträgen 
auf Weitergewährung oder Erhöhung des Wohngel- 
des; hier genügt in den meisten Fällen die Über- 
nahme einiger neuer Daten, während die restliche 
— meist sehr zeitintensive — Arbeit durch die Ma- 
schine erledigt wird. Die Zweckmäßigkeit der Ma- 
schine hat sich bereits bei Erledigung der Anträge 
auf Erhöhung des Wohngeldes infolge der Mieter- 
höhung gemäß § 6 des Dritten Bundesmietengeset- 
zes erwiesen. 

Um den Wert dieser Anlagen noch mehr zu erhö- 
hen, wird es sich empfehlen, die für ihren Einsatz 
zweckmäßigen Voraussetzungen schon bei der Ge- 
staltung der Rechtsvorschriften zu beachten und be- 
sonders darum besorgt zu sein, daß zwischen ihrer 
Verabschiedung und ihrem Inkrafttreten ausrei- 
chende Zeit für die Programmierung gegeben ist. 
Es wird zu erwägen sein, daß das Bundesministe- 
rium für Wohnungswesen und Städtebau vor der 
nächsten Novellierung eine Arbeitsgruppe für ma- 
schinelle Wohngeldberechnung einberuft, um alle 
mit der Verwendung elektronischer Datenverarbei- 
tunganlagen zusammenhängenden Wünsche an die 
Novellierung besser klären zu können. 

Zweckmäßig wird es sein, die bei der Einschaltung 
von Datenverarbeitungsanlagen von den einzelnen 
Ländern bzw. in den einzelnen Gemeinden gewon- 
nenen Erfahrungen auch den übrigen Ländern zur 
Kenntnis zu bringen. Darüber hinaus sollte ange- 
strebt werden, die Arbeitsprogramme für die ein- 
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zusetzenden Datenverarbeitungsanlagen gemeinsam 
und zugleich im Wege einer Aufgabenteilung zu 
entwickeln, soweit dies im Hinblick auf die Unter- 
schiedlichkeiten der eingesetzten Rechenanlagen 
möglich ist. 

c) Ausführungsbestimmungen der Länder oder bun- 
deseinheitliche Verwaltungsvorschriften 

Der Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschriften 
des Bundes wird von der überwiegenden Mehrzahl 
der Länder abgelehnt. Durch bundeseinheitliche Ver- 
waltungsvorschriften könne zwar erreicht werden, 
daß das Wohngeldgesetz in allen Ländern gleich 
ausgelegt wird. Für eine Verfahrens Vereinfachung 
seien sie jedoch ein untaugliches Mittel. Ein Land 
rechnet sogar mit neuen Schwierigkeiten. 

Der Klärung materieller Zweifelsfragen durch all- 
gemeine Verwaltungsvorschriften des Bundes wer- 
den Verordnungen nach § 42 des Gesetzes und die 
für den Bereich des jeweiligen Landes geltenden 
Durchführungsbestimmungen der Länder vorgezo- 
gen. 

Die bisherige Entwicklung hat gezeigt, daß die 
Bundesländer weitgehend ihre Meinungen unterein- 
ander und mit dem BMWo abstimmen und danach 
verfahren. Der Erlaß von bundeseinheitlichen Ver- 
waltungsvorschriften, die nach dem Grundgesetz 
nur mit Zustimmung des Bundesrates ergehen könn- 
ten, erscheint demzufolge nicht unbedingt notwen- 
dig. 

d) Bundeseinheitliches oder wörtlich übereinstim- 
mendes Formularwerk 

Die zur Durchführung des Wohngeldgesetzes er- 
forderlichen Formulare könnten, soweit noch Ab- 
weichungen vorhanden sind, bereinigt und für den 
Geltungsbereich des Wohngeldgesetzes in einheit- 
licher Fassung herausgebracht werden. Dazu bieten 
sich verschiedene Möglichkeiten an: 

aa) Herausgabe durch den BMWo auf Grund einer 
zu schaffenden gesetzlichen Ermächtigung; 

bb) Herausgabe der von den Ländern entwickelten, 
wörtlich übereinstimmenden Formulare nach 
Abstimmung unter Leitung des BMWo (Vor- 
bild: Abstimmung der Wohnungsbaupro- 

gramme der Länder gemäß § 29 Abs. 1 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes); 

cc) Herausgabe der Formulare durch die Länder im 
Benehmen mit dem BMWo (Vorbild: Landesver- 
ordnungen über Obergrenzen nach § 43 Abs. 1 
des Wohnbeihilfengesetzes vom 29. Juli 1963). 

Die meisten Länder lehnen diese Möglichkeiten 
jedoch ab. Sie sind der Auffassung, daß die länder- 
weise Einführung der Vordrucke sich bewährt habe 
und diese in den einzelnen Ländern auch nur un- 
wesentlich voneinander abweichen. Eine Verein- 
fachung der Formblätter sei überdies nicht möglich, 
solange das materielle Wohngeldgesetz so kompli- 
ziert sei, jede Frage im Antragsformblatt, jede Num- 
mer im Bearbeitungsblatt sei vom materiellen 
Wohngeldrecht her zwingend geboten. 


Eine Ausnahme sind nach Ansicht eines Landes 
die Formulare für Anträge auf Erhöhung des Wohn- 
geldes — wegen Verringerung des Einkommens 
oder Erhöhung der Miete — und für Anträge auf 
Weitergewährung, die vereinfacht werden könnten. 

Von dritter Seite ist dagegen häufig die Forde- 
rung zu hören, es müsse dem BMWo möglich sein, 
in Zusammenarbeit mit den Gemeinden und Fach- 
leuten der elektronischen Datenverarbeitung bun- 
deseinheitliche Fragebogen zu entwickeln. Daneben 
sollten die Bewilligungsstellen allerdings die Mög- 
lichkeit haben, für ihren Bereich eigene Hilfsformu- 
lare zu entwickeln. Praktische Vorschläge sind dem 
BMWo dazu aber nicht unterbreitet worden; es wird 
lediglich gefordert, die Antragsformulare so zu ge- 
stalten, daß sie von den Antragstellern ohne Hilfe- 
stellung der Bewilligungsbehörden lückenlos ausge- 
füllt werden können. 

3. Weitere Aufklärung und Beratung der Bevölke- 
rung 

Trotz der bereits erfolgten umfangreichen Auf- 
klärungsaktion durch Bund, Länder, Gemeinden und 
sonstige Stellen wird immer noch von verschiede- 
nen Seiten Klage darüber geführt, daß ein großer 
Teil der Bevölkerung über das Wohngeldgesetz ent- 
weder überhaupt nicht oder nur unzureichend auf- 
geklärt sei. Damit wird die Forderung verbunden, 
auch weiterhin die Öffentlichkeit über das Wohn- 
geldgesetz zu unterrichten, insbesondere bei den zu- 
ständigen Behörden eigene Beratungsstellen einzu- 
richten, die von jedermann unentgeltlich in An- 
spruch genommen werden könnten. 

4. Rechtsverordnungen der Bundesregierung 

Von verschiedenen Seiten wird gefordert, daß die 
Bundesregierung die ihr in den §§ 42 und 43 des 
Wohngeldgesetzes erteilten Ermächtigungen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen ausnutzt. 

Durch die Rechtsverordnung nach § 42 könnte ins- 
besondere eine wesentliche Vereinfachung der La- 
stenberechnung erreicht werden. Die in der Zweiten 
Berechnungsverordnung (II. BVO) vorgesehene Me- 
thode sei nicht ohne weiteres für die Berechnung 
von Lastenzuschüssen geeignet, weil sie im wesent- 
lichen auf die Bedürfnisse der für die öffentliche 
Objektförderung zuständigen Bewilligungsbehörden 
abgestimmt ist. Im Bereich der subjektiven Subven- 
tionen müßten jedoch andere Grundsätze gelten, 
die namentlich die Feststellung der maßgebenden 
Belastung auch im Bereich der variablen Kosten 
(Betriebskosten) erleichtern und den bewilligenden 
Stellen eine umständliche Nachprüfung der Aus- 
gaben des Bauherrn bzw. Kaufanwärters ersparen. 
Deshalb fordern die Länder übereinstimmend eine 
eigene Rechtsverordnung über die Berechnung und 
den Umfang der Belastung, die für die Wohngeld- 
gewährung maßgebend sein soll, über die Gestal- 
tung dieser Verordnung gehen die Ansichten aus- 
einander. Wegen der Einzelheiten wird auf Ab- 
! schnitt VI Nr. 8 verwiesen. 
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Aber auch bei der Ermittlung der Miete und des 
Mietwertes werden Verbesserungen für nötig ge- 
halten. Hier sollten insbesondere Pauschsätze für die 
Berechnung der Zuschläge und Vergütungen zur 
Miete festgesetzt werden, die nach § 11 Abs. 2 des 
Gesetzes unberücksichtigt bleiben. 


VI. Vorschläge zur Gesetzesänderung 

Viele Schwierigkeiten können mit Hilfe der vor- 
genannten Möglichkeiten nicht gelöst werden. In 
derartigen Fällen könnte nur durch eine Änderung 
des Gesetzes selbst geholfen werden. 

Welche Vorschriften für eine Novellierung in 
Betracht kommen, zeigt der folgende Überblick. 

1. Zu § 2 (Miet- und Lastenzuschuß) 

Einige Länder schlagen vor, § 2 (grundlegende 
Voraussetzungen über die Gewährung von Wohn- 
geld) mit § 9 (Höhe des Wohngeldes) zu einer Vor- 
schrift zusammenzufassen, um auf diese Weise Wie- 
derholungen und ein teilweises Überschneiden bei- 
der Vorschriften zu vermeiden. 

2. Zu § 6 (Antragberechtigte) 

Die Vorschrift zählt im einzelnen die Wohnraum- 
inhaber auf, die berechtigt sind, Miet- oder Lasten- 
zuschuß zu beantragen. Nach überwiegender Ansicht 
der Länder ist diese Vorschrift nicht nur umständ- 
lich, sondern hat auch zu Auslegungsschwierigkeiten 
geführt, weil sie nicht alle denkbaren Fälle auf- 
zählt und deshalb zu Zweifeln Anlaß gebe, ob z. B. 
bäuerliche Vollerwerbsstellen und Wohnteile in ge- 
werblich genutzten Gebäuden wohngeldfähig sind. 
Deshalb würde es nach Auffassung einiger Länder 
genügen, wenn zum Ausdruck käme, daß Mietzu- 
schuß derjenige erhält, der einem Dritten eine Miete 
oder ein ähnliches Nutzungsentgelt entrichtet, und 
daß Lastenzuschuß demjenigen gewährt wird, der 
die Belastung für seine Wohnung selbst trägt, sei 
es als juristischer oder wirtschaftlicher Eigentümer. 

Durch die Neufassung würde der Kreis der La- 
stenzuschußberechtigten erweitert werden (z. B. auf 
bäuerliche Vollerwerbsstellen und Wohnteile in ge- 
werblich genutzten Gebäuden). 

3. Zu § 8 (Einkommensgrenze) 

Nach dieser Vorschrift besteht kein Anspruch auf 
Wohngeld, wenn das (jährliche) Familieneinkommen 
9000 DM übersteigt; diese Grenze erhöht sich für 
das zweite und jedes weitere Familienmitglied um 
je 1800 DM (jährlich). 

Die Frage der Beibehaltung oder des Fortfalls der 
absoluten Einkommensgrenze ist lebhaft umstritten. 

a) Für eine Beibehaltung werden folgende Gründe 
angeführt: 

aa) Eine Streichung würde keinesfalls verwal- 
tungsvereinfachend wirken. Im Gegenteil: 


Das Wohngeld werde vielfach auf Grund 
dieser Bestimmung versagt. In diesen Fällen 
sei lediglich eine Einkommensermittlung 
vorzunehmen, alle weiteren Berechnungen 
und Erhebungen könnten unterbleiben. 

bb) Die Bestimmung könnte erheblich an mate- 
rieller Bedeutung gewinnen, wenn die Miet- 
und Belastungsobergrenzen (§ 43 des Geset- 
zes) erhöht würden. 

cc) Bei Wegfall der Einkommensgrenze müsse 
mit einer Zunahme der Anträge gerechnet 
werden, da der Anschein erweckt werde, daß 
jeder, ohne Rücksicht auf die Höhe seines 
Einkommens, einen Anspruch auf Wohngeld 
habe. Jeder Antrag wäre dann bis zum Ende 
durchzurechnen. 

b) Aber auch für eine Änderung der Einkommens- 
grenze werden Argumente genannt. 

aa) Ein Land schlägt vor, anstelle der bisherigen 
nach der Zahl der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder gestaffelten Einkom- 
mensgrenze eine absolute Einkommens- 
grenze von 1800 DM monatlich vorzusehen. 

bb) Auch aus der Praxis wird eine Anhebung 
der Einkommensgrenze angeregt. Für den 
Fall, daß bei der Berechnung des Familien- 
einkommens auf Abzüge und Freibeträge 
verzichtet und das Bruttoeinkommen zu- 
grunde gelegt werde, sollte man die Ein- 
kommensgrenze um den Prozentsatz anhe- 
ben, um den die Bruttoeinkommen der Fami- 
lien bisher im Durchschnitt auf die Familien- 
einkommen heruntermanipuliert wurden. 

cc) Von anderer Seite wurde vorgeschlagen, die 
Einkommensgrenze für die Gewährung von 
Wohngeld für das zweite und jedes weitere 
zum Haushalt rechnende Familienmitglied 
dadurch heraufzusetzen, daß der Steige- 
rungsbetrag von bisher 1800 DM auf 
2400 DM erhöht wird. 

c) Dagegen sind die Mehrzahl der Länder wie auch 
andere Stellen für eine Beseitigung der bisheri- 
gen Einkommensgrenze. 

Unter dem Gesichtspunkt der Vereinfachung des 
Verwaltungsaufwands wird der Fortfall dieser 
Vorschrift für erforderlich gehalten. Die nach 
den §§ 10, 11, 13 und 14 sowie 43 im Gesetz 
enthaltenen Begrenzungen würden Gewähr dafür 
bieten, daß nur derjenige Antragsteller ein 
Wohngeld erhalte, der nach Zweck und Ziel des 
Gesetzes förderungswürdig sei. 

Der Einwand, daß ein Fortfall dieser Einkom- 
mensgrenze zu einem Zeitpunkt bedenklich sei, 
zu dem eine solche für andere soziale Gesetze 
erwogen werde, gehe fehl. Diese anderen So- 
zialgesetze enthielten im Gegensatz zum Wohn- 
geldgesetz bisher keinerlei Vorschriften, die den 
Kreis der Anspruchberechtigten nach ihren wirt- 
schaftlichen Verhältnissen begrenzen. 
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4. Zu § 9 (Höhe des Wohngeldes) 

Auf den Vorschlag zu § 2 wird verwiesen. 

5. Zu § 10 Abs. 1 (Tragbare Miete und Belastung) 

Die tragbare Miete oder Belastung richtet sich 
nach der Höhe des Familieneinkommens und der 
Anzahl der zum Haushalt des Antragsberechtigten 
rechnenden Familienmitglieder; sie liegt zwischen 
5% und 22% des Familieneinkommens. Die jewei- 
ligen Tragbarkeitssätze sind in einer Tabelle (§ 11 
Abs. 1 des Gesetzes) enthalten. 

Die Meinungen über die Tabelle sind geteilt. 

a) Ein Teil der Länder regt an, die Vomhundert- 
sätze durch feste DM-Beträge zu ersetzen. 

Dadurch werde es möglich, die tragbare Miete 
oder Belastung direkt aus der Tabelle abzulesen. 
Weitere Rechenoperationen seien nicht mehr er- 
forderlich. 

Es werde nicht verkannt, daß im Hinblick auf die 
Benutzung von Rechenmaschinen und sogar elek- 
tronischen Datenverarbeitungsanlagen eine un- 
mittelbare Verwaltungserleichterung für die Be- 
willigungsstellen dadurch nicht eintrete. Ande- 
rerseits könnte jeder Interessent aus dem Ge- 
setz selbst ersehen, welchen Betrag er allein 
aufbringen müsse. Dadurch würden die Bewilli- 
gungsstellen vor unnötigen Anfragen und zeit- 
raubender Beratungstätigkeit weitgehend ge- 
schützt. 

Bei der Umstellung der Tabelle auf feste DM- 
Beträge sei es ohne weiteres möglich, bei der 
Einkommensgruppe „bis 200 DM" die Werte für 
200 DM und in den übrigen nach 100 DM 
gestaffelten Einkommensgruppen jeweils anstelle 
des Vomhundertsatzes einen festen DM-Betrag 
für den Durchschnittswert einzusetzen, z. B. bei 
der Einkommensgruppe von über 400 DM bis 
500 DM den Betrag für ein monatliches Einkom- 
men von 450 DM. 

b) Eine weitere Erleichterung lasse sich erzielen, 
wenn in die neue Tabelle auch die Abzüge für 
Steuern und Versicherungen gemäß § 21 Abs. 3 
des Gesetzes und ebenfalls die Freibeträge für 
Empfänger niedriger Einkommen gemäß § 22 ein- 
gearbeitet würden. 

c) Die Mehrzahl der Länder ist jedoch gegen eine 
Umstellung auf feste DM-Beträge. Sie sehen 
darin keinen Vereinfachungseffekt. Auf jeden 
Fall spiele es dort, wo das Wohngeld mit Hilfe 
einer Datenverarbeitungsanlage berechnet 
werde, keine Rolle, ob die Tragbarkeitssätze 
absolut oder in Prozenten festgesetzt seien. Der 
mit der jetzigen Tabelle erreichte und erstre- 
benswerte „Gerechtigkeitsgrad" könnte bei Um- 
stellung auf absolute Beträge nur dadurch ge- 
wahrt werden, daß eine umfangreiche weitere 
Unterteilung nach Einkommensgruppen vorge- 
nommen würde. Die Einkommenstabelle im 
Steuerrecht gebe einen Anhaltspunkt dafür, zu 
welcher Ausweitung dies führen könnte. 


d) Weiterhin wird vorgeschlagen, die Vomhundert- 
sätze in § 10 Abs. 1, welche die tragbare Miete 
oder Belastung bestimmen, zu verbessern und 
bis höchstens 20 °/o zu gehen, weil Löhne und 
Gehälter sich inzwischen erhöht haben. Gegen- 
über den früheren Bestimmungen sei durch 
Ausdehnung auf eine größere Personenzahl zwar 
bereits eine gewisse Verbesserung eingetreten. 
Trotzdem erscheine es angebracht, entweder die 
Tabelle nochmals zu erweitern oder aber den 
Bewilligungsstellen zu gestatten, bei mehr als 
9 Familienmitgliedern die Systematik der fallen- 
den Prozentsätze von sich aus anzuwenden, da- 
mit Familien mit großer Kinderzahl nicht be- 
nachteiligt würdgn. 

e) Ein völlig anderer Vorschlag wird von dritter 
Seite gemacht. Danach sollte auf die Staffelung 
der Einkommen verzichtet und die Höhe der 
tragbaren Miete und Belastung nur auf die 
Zahl der Familienmitglieder abgestellt werden, 
wobei es nicht erforderlich wäre, der Zahl der 
Familienmitglieder eine gleich große Zahl unter- 
schiedlicher Prozentsätze gegenüberzustellen. 
Folgende Tragbarkeitssätze werden vorgeschla- 
gen: Bei Alleinstehenden 15 °/o, bei Familien mit 
4 Personen 12% und bei größeren Familien 
9 % des Familieneinkommens. 

6. Zu § 10 Abs. 2 (Interessenquote) 

Der Unterschiedsbetrag zwischen dem tragbaren 
Wohnungsentgelt (§ 10 Abs. 1 des Gesetzes) und 
dem zu berücksichtigenden Wohnungsentgelt (§§ 11 
bis 14 des Gesetzes) wird als Wohngeld jedoch nur 
insoweit gewährt, als er bestimmte in § 10 Abs. 2 
des Gesetzes enthaltene Prozentsätze des zu be- 
rücksichtigenden Wohnungsentgelts nicht über- 
steigt. Auch diese Vorschrift ist umstritten. Zum 
Teil wird eine Beibehaltung, zum Teil eine Ände- 
rung, teilweise aber auch eine völlige Streichung 
gefordert. 

a) Nach Auffassung derjenigen, die für eine Bei- 
behaltung eintreten, hat diese Regelung nach 
dem geltenden Gesetz ihre Berechtigung, weil 
es vorkomme, daß das zu berücksichtigende Ein- 
kommen eines Antragstellers durch die Kumu- 
lation der verschiedenen absetzbaren Beträge 
sehr niedrig, teilweise sogar gleich Null sei. 

b) Diejenigen, die für Änderung eintreten, bejahen 
auch den Grundgedanken eines Minimums an 
Selbstbeteiligung am Wohnungsentgelt. Sie 
glauben aber, daß aus der unbedingt notwendi- 
gen Umgestaltung der Einkommensermittlung 
auch Folgerungen bei dieser Bestimmung gezo- 
gen werden müßten; im Falle des Wegfalls der 
absetzbaren Beträge gemäß § 20 ff. wäre die 
sog. Interessenquote des § 10 Abs. 2 nicht mehr 
notwendig. 

Sollte eine völlige Streichung dieser Vorschrift 
nicht möglich sein, so wird vorgeschlagen, ein 
Mindesteinkommen für die Ermittlung der trag- 
baren Miete oder Belastung nach § 10 Abs. 1 
festzusetzen. Das Mindesteinkommen könnte 
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120 DM für den Alleinstehenden zuzüglich 
80 DM für jedes weitere Familienmitglied betra- 
gen. Auf diese Weise würde z. B. bei Studenten 
vermieden, daß das zu berücksichtigende Ein- 
kommen gleich Null wäre. 

Von anderer Seite wird vorgeschlagen, die Pro- 
zentsätze der Selbstbeteiligung jeweils auf volle 
10% festzusetzen. Der Betrag könnte dann 
schneller errechnet werden. 

Weiterhin wird aus der Praxis mitgeteilt, daß die 
Kappungsgrenze des Absatzes 2 sich in erster 
Linie gegen Großfamilien richte. Man sollte 
daher mindestens die Nummern 1 bis 4 streichen. 
In Einzeleingaben wurde angeregt, die Hälfte 
der Miete grundsätzlich vom Mieter selbst tra- 
gen zu lassen und nur die andere Hälfte durch 
Unterstützung zu mildern. 

Aus der Praxis wurde aber auch vorgeschlagen, 
die Kappungsvorschrift gerade für Alleinste- 
hende zu mildern, da der von diesem Personen- 
kreis selbst aufzubringende Mietanteil in der 
Regel die zumutbare Mietbelastung erheblich 
übersteige. 

c) Die meisten Argumente werden für eine Strei- 
chung vorgetragen. Die Selbstbeteiligung nach 
§ 10 Abs. 2 führe zu mehr oder minder zufälligen 
und willkürlichen Ergebnissen. Außerdem 
erscheine es wenig überzeugend, die tragbare 
Miete oder Belastung in § 10 Abs. 1 exakt fest- 
zustellen und sie dann auf Grund des Absatzes 2 
durch andere Werte zu ersetzen. Eine Streichung 
würde aber auch die Berechnung des Wohn- 
geldes vereinfachen, weil dann nicht in jedem 
Falle geprüft zu werden brauchte, ob die Sätze 
des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 anzuwen- 
den seien. Der Mehraufwand an Wohngeld 
würde gering bleiben. In der Regel sei Absatz 2 
ohnehin nicht anwendbar. Wegen der wenigen 
Fälle, in denen es auf Grund dieser Vorschrift 
zu einer Kürzung des Wohngeldes komme, be- 
dürfe es dieser Vorschrift nicht. 

7. Zu §11 (Miete) 

Diese Vorschrift umschreibt den Begriff der Miete, 

die für die Wohngeldgewährung maßgebend ist. Das 

ist die jeweilige gesamte Miete, von der jedoch 

bestimmte Umlagen, Zuschläge und Vergütungen 

außer Betracht bleiben. 

a) Die wiederholt vertretene Ansicht, statt der indi- 
viduellen Miete eine Standardmiete einzuführen, 
wird von einigen Ländern abgelehnt. Bei der 
Standardmiete wäre nicht das Entgelt, das der 
Mieter zu zahlen hat, maßgebend, sondern ein 
fester Betrag, den der Gesetzgeber für einen be- 
stimmten Wohnungstyp festgelegt hat. Obwohl 
diese Methode zu einer erheblichen Verwal- 
tungsvereinfachung führen würde, weil der 
Sachbearbeiter nicht mehr die Höhe der Miete 
im Einzelfall festzustellen brauche, würden die 
Konsequenzen doch kaum vertretbar sein. Es 
wäre durchaus denkbar, daß der Berechnung des 


Mietzuschusses eine höhere Miete zugrunde ge- 
legt werde als der Mieter an den Vermieter zu 
zahlen habe. 

b) Die Ermittlung der einzelnen Berechnungsfakto- 
ren für die nach § 11 zu berücksichtigende Miete 
bereite den Bewilligungsbehörden erhebliche 
Schwierigkeiten. Diese Schwierigkeiten dürften 
nach Wegfall der Mietpreisbindung noch zuneh- 
men. Schon jetzt zeige sich diese Entwicklung 
bei Anträgen von Mietern nicht preisgebundenen 
Wohnraums, insbesondere von Untermietern. Da 
die Tendenz dahin zu gehen scheine, bei unge- 
bundenen Mietverhältnissen eine Gesamtmiete 
zu vereinbaren, dürfte die Masse der Antrag- 
steller auf Wohngeld immer weniger in der 
Lage sein, Angaben über die Höhe der Anteile 
für Heizung, Warmwasser und sonstige Neben- 
leistungen zu machen. Es sei daher unbedingt 
erforderlich, alsbald Pauschalregelungen zu tref- 
fen, die das Bewilligungsverfahren erheblich ver- 
einfachen würden. Dies wäre durch Erlaß einer 
Verordnung nach § 42 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 mög- 
lich. 

c) Am weitesten geht der Vorschlag, § 11 Abs. 2 
Nr. 5 und 6 zu streichen. Nach diesen Vor- 
schriften sind Vergütungen für die Überlassung 
bestimmter Einrichtungsgegenstände und für be- 
stimmte Nebenleistungen nicht wohngeldfähig. 
Die Prüfung, ob in der Miete die in § 11 Abs. 2 
Nr. 5 und 6 genannten Vergütungen enthalten 
sind, sei in der Praxis nicht durchführbar. Sie 
würde umfangreiche Ortsbesichtigungen und 
technische Berechnungen verursachen. Außerdem 
müßten darauf zahlreiche Fragen im Antrags- 
formular verwandt werden. Die Gefahr, daß 
durch Einbeziehung der Vergütungen unter § 11 
Abs. 2 Nr. 5 und 6 in die zu berücksichtigende 
Miete ungerechtfertigte Wohngeldzuschüsse ge- 
währt werden könnten, sei im Hinblick auf die 
in jedem Fall maßgebende Obergrenze nicht 
erheblich. Zwar liege im Wegfall dieser Ver- 
gütungen eine ungerechtfertigte Bevorzugung 
der Mieter, die Leistungen des Vermieters zu- 
sätzlich oder neben der Überlassung von Wohn- 
raum in Anspruch nehmen, gegenüber anderen 
Wohngeldberechtigten. Dieser Nachteil dürfte 
aber gegenüber der Vereinfachung nicht ins 
Gewicht fallen. 


8. Zu § 12 (Belastung) 

Die derzeitig maßgebende Lastenberechnung nach 
der Zweiten Berechnungsverordnung ist nach An- 
sicht der meisten Länder für das Wohngeldverfahren 
zu schwerfällig und bereite Bewilligungsstellen und 
Antragstellern erhebliche Schwierigkeiten. Jeder 
Einzelfall werfe eine Unmenge von Tat- und Rechts- 
fragen auf, die der Sachbearbeiter - — wenn über- 
haupt — nur nach umfangreichen Ermittlungen be- 
urteilen könne. Es stehe fest, daß der hieraus 
resultierende Verwaltungsaufwand auf Dauer nicht 
tragbar sei, zumal die bisherige Bewilligungspraxis 
nur eine verhältnismäßig geringe Anzahl von Fällen 
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zu bewältigen gehabt habe. Die Mehrzahl der Län- 
der hält es deshalb für unbedingt notwendig, durch 
Erlaß einer Rechtsverordnung zu § 42 Abs. 1 Nr. 4 
wenigstens auf der Grundlage des geltenden Rechts 
eine praktikable Lösung herbeizuführen (siehe auch 
Abschnitt V Nr. 4). 

a) Wie sich in der Praxis gezeigt habe, sei eine 
einwandfreie Lastenberechnung bestenfalls für 
neugeschaffenen öffentlich geförderten Wohn- 
raum nach den Grundsätzen der Zweiten Be- 
rechnungsverordnung möglich. Dagegen sei eine 
Lastenberechnung für Altbauwohnraum oder frei 
finanzierten bzw. steuerbegünstigten Wohnraum 
wegen der fehlenden Berechnungsgrundlagen in 
den seltensten Fällen realisierbar und führe zu 
mehr oder minder zufälligen und zweifelhaften 
Ergebnissen. Dabei sei es für die Bewilligungs- 
stellen schwierig, wenn nicht überhaupt unmög- 
lich, bei den einzelnen grundbuchmäßigen Be- 
lastungen eines Anwesens festzustellen, ob sie 
zur Errichtung oder Verbesserung des Anwe- 
sens erforderlich waren oder für einen anderen 
Zweck (z. B. für geschäftliche Zwecke, zur Be- 
schaffung eines Autos, für die Ausbildung und 
Aussteuer von Kindern, zur Erbauseinander- 
setzung) dienten. Aus diesem Grunde hätten sich 
die minuziösen Vorschriften zur Ermittlung des 
Kapitaldienstes in § 42 Abs. 2 des Wohngeldge- 
setzes größtenteils als unvollziehbar erwiesen. 
Die Vollzugsschwierigkeiten, welche bei einer 
Lastenberechnung in der Praxis erwachsen, seien 
bisher nur dadurch gemildert worden, daß es 
sich bei den Lastenzuschußfällen überwiegend 
um öffentlich geförderten Wohnraum und nur 
in vereinzelten Fällen um anderen Wohnraum 
handelte. 

Es wird deshalb von einer Seite vorgeschlagen, 
bei Altbauwohnraum, bei der Wohnung des 
Eigentümers eines Mehrfamilienhauses im eige- 
nen Flause und. in allen Fällen, in denen für den 
Kapitaldienst einwandfreie Nachweise fehlten, 
so wie es bereits nach § 6 Abs. 1 Satz 2 und 
§ 11 Abs. 3 für die Wohnung des Eigentümers 
eines Mehrfamilienhauses im eigenen Haus ge- 
schehen ist, überhaupt von einer Lastenberech- 
nung abzusehen und anstelle der Belastung vom 
Mietwert der Wohnung auszugehen. Der Miet- 
wert entspreche der Miete für eine vergleich- 
bare Mietwohnung. Da im Mietwert auch eine 
Verzinsung für das in der Regel mit mindestens 
40 % der Gesamtkosten anzusetzende Eigenkapi- 
tal enthalten ist, erscheine es denkbar, den Miet- 
wert um 40 % zu kürzen, also die Belastung mit 
60 % des Mietwerts der Wohnung anzusetzen. 

Darüber hinaus sollte auch geprüft werden, ob 
man z. B. von dem Mietwert ausgehen könnte, 
wie ihn das Bewertungsgesetz in der Fassung 
vom 10. Dezember 1965 — §§ 76, 79 - — für die 
Bewertung eigengenutzter Grundstücke vor- 
schreibt. 

Gegen den Mietwert werden aber auch Beden- 
ken geltend gemacht. Abgesehen davon, daß der 
Mietwert schwer feststellbar sei, wird nach 
dieser Auffassung die Zugrundelegung eines 


Mietwertes schon deshalb nicht für zweckmäßig 
gehalten, weil dann in vielen Fällen wegen 
weitgehender Hypothekentilgung zu hohe Wohn- 
geldbeträge gewährt würden, während in ande- 
ren Fällen, in denen tatsächlich hohe Belastun- 
gen vorliegen, zu wenig gezahlt würde, weil die 
Vergleichsmiete unter der tatsächlichen Be- 
lastung liege. Ein solches Verfahren würde also 
praktisch den derzeitigen subjektiven Charakter 
des Wohngeldes in einen objektiven Charak- 
ter — den Sinn dos Wohngeldgesetzes also ins 
Gegenteil — verkehren. 

b) Übereinstimmung bestand darüber, die Bewirt- 
schaftungskosten zu pauschalieren; der Pausch- 
satz könnte unter Umständen für Eigentums- 
wohnungen etwas höher sein als für Eigenheime. 
Eine solche Regelung wäre auch in sofern nichts 
Neues, als im öffentlich geförderten Wohnungs- 
bau bei der Bewilligung öffentlicher Mittel be- 
reits Pauschalen für die Bewirtschaftung ange- 
setzt werden. Eine Bewirtschaftungskostenpau- 
schale befreie Bewilligungsstellen und Antrag- 
steller von der Vorlage und zeitraubenden Prü- 
fung einzelner Nachweise und löse auch das 
praktisch unlösbare Problem der Instandhal- 
tungskosten. Die gesetzliche Ermächtigung für 
den Bund, eine solche Pauschalierung vorzuneh- 
men, ist bereits jetzt in § 42 des Gesetzes ent- 
halten. 

c) Außerdem wäre zu erwägen, die Tilgungen für 
Fremdmittel allgemein nur bis zu einem Höchst- 
tilgungssatz (Vorschlag: 2 °/o) zu berücksichtigen. 
Damit könnten die sich in der Praxis häufig er- 
gebenden Schwierigkeiten bei der Behandlung 
von schnell tilgbaren Fremdmitteln entschärft 
werden, Die volle Berücksichtigung der verein- 
barten Tilgungen, wie sie das jetzige Recht vor- 
sieht, führe dazu, daß in nicht wenigen Fällen 
über das Wohngeld ein überhöhter Beitrag zur 
Eigentumsbildung geleistet werde. 

d) In Teilen des Bundesgebietes werden die Eigen- 
heime durchschnittlich mit Selbsthilfeleistungen 
zwischen 10 % und 30% errichtet. Insoweit wird 
der Einsatz von Fremdmitteln vermieden. Um 
diese Bauherren gegenüber denen, die keine 
Selbsthilfeleistungen erbringen können und da- 
her mehr Fremdmittel benötigen, nicht schlechter 
zu stellen, würde es von verschiedenen Stellen 
begrüßt werdön, wenn die durch Selbsthilfe er- 
brachten Eigenleistungen weitmöglichst den ver- 
zinslichen Fremdmitteln gleichgestellt würden 
(§ 42 Abs. 1 Nr. 4). Eine ähnliche Regelung wird 
auch für die kapitalisierten Rentenleistungen, die 
zur Finanzierung von Eigenheimen verwendet 
werden, vorgcschlagen. 

e) Die Bestimmung in § 42 Abs. 2 Satz 2, nach der 
Fremdmittel nicht zu berücksichtigen sind, wenn 
durch die Maßnahme, zu deren Finanzierung die 
Fremdmittel gedient haben, die im öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbau maßgebenden 
Wohnflächengrenzen überschritten sind oder 
wenn die Ausstattung über die im öffentlich ge- 
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förderten sozialen Wohnungsbau üblichen Aus- 
stattung hinausgeht, habe in der Praxis Schwie- 
rigkeiten ausgelöst. Sie erscheine mit Rücksicht 
auf die Wohnflächenbegrenzung in § 13, die 

tragbare Belastung in § 10 und die Obergrenzen 
in § 14 bzw. § 43 nicht erforderlich. Es wird des- 
halb angeregt, diesen Satz in § 42 Abs. 2 Nr. 1 
am Ende zu streichen. 

9. Zu § 13 (Wohnfläche) 

a) Aus Kreisen der Bevölkerung wird eine Ände- 
rung des § 13 in der Weise vorgeschlagen, daß 
ohne Rücksicht auf die tatsächlich benutzte Wohn- 
fläche in jedem Falle die im Gesetz festgelegte 
benötigte Wohnfläche für die Bemessung des 
Wohngeldes maßgebend sein soll. 

b) Nach einem anderen Vorschlag sollte bei der 
Berechnung des Wohngeldes nicht wie bisher 
die benutzte Wohnfläche in gm, sondern die 
Zahl der benutzten Räume zugrunde gelegt wer- 
den. Mit dieser Regelung könnte die praktisch 
kaum durchführbare Nachprüfung der vom An- 
tragsteller angegebenen Wohnfläche entfallen. 

c) Weiterhin bringt nach Ansicht einiger Stellen 
die strenge Anwendung des Absatzes 3 eine Be- 
nachteiligung der jungen Familien in Mietwoh- 
nungen und Eigenheimen mit sich. Es liege im 
Interesse der Familienförderung, bei jungen Ehe- 
paaren, die nicht länger als 5 Jahre verheiratet 
sind, in Mietwohnungen als benötigte Wohn- 
fläche die Fläche für 3 Personen = 65 qm zu- 
zugestehon, damit der notwendigste Raum für 

1 bis 2 Kinder zur Verfügung stehe. Bei der 
öffentlichen Förderung von Eigenheimen sei 
innerhalb der aus § 39 Abs. 1 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes sich ergebenden Woh- 
nungsgrößen nach Absatz 2 die Wohnfläche zu- 
zulassen, die es ermögliche, in der Wohnung 

2 Kinderzimmer zu schaffen. Daher sollte man 
bei jungen Ehepaaren in Familienheimen eine 
Wohnfläche für 4 Personen = 80 qm bei der 
Berechnung des Lastenzuschusses berücksichti- 
gen, da ein Familienheim im allgemeinen nur 
einmal im Leben erbaut werde und dann für alle 
Zukunft reichen solle, also von vornherein 
familiengerecht sein müsse. 

d) Nach der Ansicht eines Landes bereitet die in 
Absatz 4 vorgesehene Sonderregelung für zu- 
sätzlich benötigten Wohnraum einen unver- 
hältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand. Nach 
dieser Regelung erhöht sich die grundsätzlich 
nach der Angabe der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder gestaffelte benötigte Wohn- 
lläche (§ 13 Abs. 3 des Gesetzes), wenn ein 
Familienmitglied wegen seiner Krankheit auf 
zusätzlichen Wohnraum angewiesen ist. 

e) Aus der Praxis wird angeregt, bei amtsärztlich 
festgestellter Dauererkrankung und Pflegebe- 
dürftigkeit des Antragstellers einen zusätzlichen 
Wohnraum für eine Pflegeperson als benötigte 
Wohnfläche anzuerkennen. 


f) Starker Kritik ist auch Absatz 5 ausgesetzt. Auf 
Grund dieser Vorschrift ist eine Verringerung 
der zum Haushalt des Antragstellers rechnenden 
Familienmitglieder durch Todesfall ohne Einfluß 
auf die benötigte Wohnfläche im laufenden Be- 
willigungszeitraum und in den beiden folgenden 
Bewilligungszeiträumen. Nach der Auffassung 
einiger Länder verursacht diese Sonderregelung 
bei Todesfällen einen hohen Verwaltungsauf- 
wand, der in keinem rechten Verhältnis zu den 
praktischen Ergebnissen stehe. Vielfach wird 
Streichung dieser Vorschrift gefordert, da die 
Bewilligungsstellen den Zeitraum der Vergün- 
stigung — den laufenden Bewilligungszeitraum 
und die beiden darauffolgenden Bewilligungs- 
zeiträume — überwachen müssen und sich dar- 
aus eine zusätzliche Arbeit ergibt. Unvertretbare 
Härten würden durch diese Streichung nicht ent- 
stehen. 

Andere halten es für ausreichend, wenn die zeit- 
liche Beschränkung der Vergünstigung nach Mo- 
naten erfolgt. 

Schließlich wird die Regelung auch deshalb für 
unvollkommen gehalten, weil sie gerade den 
wichtigsten Härtefall nicht enthalte, nämlich den 
Fall, daß erst nach dem Tode des Haushaltsvor- 
standes erstmals Wohngeld beantragt wird. Die 
Verfechter dieser Ansicht schlagen eine Ände- 
rung in der Weise vor, daß eine durch Tod ein- 
getretene Verringerung der Zahl der zum Haus- 
halt rechnenden Familienmitglieder innerhalb der 
letzten 12 Monate vor Antragstellung oder im 
laufenden Bewilligungszeitraum ohne Einfluß ist 
auf die benötigte Wohnfläche im ersten bzw. im 
laufenden Bewilligungszeitraum und in den dar- 
auffolgenden Bewilligungszeiträumen, längstens 
jedoch bis zum Ablauf von 30 Monaten nach Ein- 
tritt des Todesfalles. 


10. Zu § 14 (Obergrenzen für Mieten und Belastun- 
gen) 

a) Aus weiten Kreisen der Bevölkerung, aber auch 
aus der Wohnungswirtschaft wird eine Anhe- 
bung der Obergrenzen für die berücksichtigungs- 
fähiqen Mieten oder Belastungen in Neubau- 
wohnungen von z. Z. 3,70 DM auf mindestens 
4,50 DM pro qm und Monat vorgeschlagen. Die 
Obergrenzen der Ortsklasse S seien zumindest 
für frei finanzierte Wohnungen in Großstädten 
überholt. In der jetzigen Ausgestaltung sei das 
Wohngeldgesetz den Familien, die keinen An- 
spruch mehr auf eine Sozialwohnung haben, 
keine wirksame Hilfe, weil es selbst in Ballungs- 
gebieten nur eine Höchstmiete von 3,70 DM je 
qm und Monat anerkennt. Im frei finanzierten 
Wohnungsbau aber liegen die Mieten bereits in 
normalen Wohngegenden bei monatlich 4,50 bis 
5 DM je qm ohne Heizung. 

Aus der Praxis wird ergänzend vorgetragen, daß 
der Kreis der Personen, die Lastenbeihilfe Ende 
1964 bezogen haben, deshalb sehr gering war, 
weil die Obergrenzen zu niedrig seien. 
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Ungerechtigkeiten seien auch insoweit aufge- 
treten, weil bei gut ausgestatteten Altbauwoh- 
nungen, die sowohl ein Bad wie auch eine 
Sammelheizung haben, Wohngeld nur für eine 
Miethöhe bis zu 2,80 DM, bei Neubauwohnun- 
gen mit gleicher Ausstattung dagegen bis zu 
3,70 DM gewährt wird. 

Die Obergrenzen müßten ständig den tatsäch- 
lichen Verhältnissen angepaßt werden und (auf 
dem Wege über Rechtsverordnungen) dynamisch 
bleiben. Im steuerbegünstigten und frei finan- 
zierten Wohnungsbau sei es bei „normalen" 
Kosten und „normaler" Finanzierung nicht mehr 
möglich, die Obergrenzen einzuhalten. Auch im 
sozialen Wohnungsbau schließe beim Bau eines 
Eigenheimes manchmal schon der Einsatz eines 
Bauspardarlehens die Einhaltung der Obergren- 
zen aus. 

Eine Anpassung an den „Bundesdurchschnitt der 
von den für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden be- 
stimmten Höchstsätze für die Miete des öffent- 
lich geförderten sozialen Wohnungsbaues" sei 
unrealistisch, weil diese Höchstsätze (auch im 
sozialen Wohnungsbau) immer hinter den tat- 
sächlichen Mieten oder Belastungen herhinken. 

b) Mit einer Umstellung der Tragbarkeitssätze auf 
feste DM-Beträge sollte nach Ansicht eines Lan- 
des eine „Kapitalisierung" der höchstens berück- 
sichtigungsfähigen Miete und Belastung verbun- 
den werden. Es erscheint nach Auffassung dieses 
Landes möglich, auch die höchstens berücksich- 
tigungsfähige Miete und Belastung in Tabellen 
auf feste DM-Beträge festzusetzen. Der Kapital- 
betrag für die höchstens zu berücksichtigende 
Miete und Belastung könne dadurch gewonnen 
werden, daß die jeweiligen Regelsätze für die 
benötigte Wohnfläche mit den Obergrenzen des 

Höchstens berücksichtungslähige Miete (Bela- 
stung) hei nicht öffentlich geförderten Neubau- 
wohnungen der Ortsklassee A 


bei Wohnraum 


mit Sammel- 

ohne Sammel- 

heizung 

heizung 

mit 

ohne 

mit 1 

ohne 

Bad 

Bad 

Bad 1 

Bad 


DM DM DM DM 


für einen 


Alleinstehenden 

132 

124 

124 

116 

für einen Haushalt mit 

2 Familienmitgliedern 

165 

155 

155 

145 

3 Familienmitgliedern 

215 

201 

201 

188 

4 Familienmitgliedern 

264 

248 

248 

232 

5 Familienmitgliedern 

297 

279 

279 

261 

6 Familienmitgliedern 

330 

310 

310 

290 

7 Familienmitgliedern 

363 

341 

341 

319 


§ 43 multipliziert werden. Eine nach diesen 
Grundsätzen ermittelte Tabelle würde für den 
nicht öffentlich geförderten Neubauwohnraum 
in der Ortsklasse A wie die Tabelle zeigt aus- 
sehen. 

Entsprechende Tabellen ließen sich unschwer für 
die übrigen Gemeindegrößenklassen und für 
den Altbauwohnraum fertigen. Für die Wohnun- 
gen, für die die Obergrenzen des § 43 nicht gel- 
ten, könne eine andere Regelung gefunden wer- 
den. 

c) Andere halten die Obergrenzenregelung für nicht 
überschaubar. Die Staffelung der Obergrenzen 
trage vielen unterschiedlichen Gegebenheiten 
Rechnung; jedoch sei der Erfolg dieser viel 
Arbeit und Aufwand erfordernden Bemühungen 
recht zweifelhaft. 

d) Von den weitaus meisten Ländern wird der 
Wegfall von § 14 Abs. 2, 3 gefordert. Diese Vor- 
schriften verpflichten die Bewilligungsstellen, bei 
allen Wohngeldanträgen, die öffentlich geför- 
derten oder preisgebundenen Wohnraum betref- 
fen, die nach dem Wohnungsbindungsgesetz 1965 
oder dem Mietpreisrecht zulässige Miete festzu- 
stellen. Letzteres sei aber in der Praxis nicht 
möglich, außerdem sei der dadurch bedingte 
Verwaltungsaufwand erheblich. Es gebe bei den 
Bewilligungsstellen nur selten Bearbeiter, die 
einwandfreie Kenntnisse auf den Gebieten des 
Mietpreisrechts und des ebenso schwierigen 
Wohnungsbindungsgesetzes 1965 haben. Auch 
die Preisbehörden seien, soweit sie noch be- 
stehen, mit den vorhandenen Arbeitskräften 
nicht in der Lage, den Bewilligungsstellen auf 
diesem Gebiet Amtshilfe zu leisten. Ein Gleiches 
gelte für die Stellen, die das Wohnungsbindungs- 
gesetz als Bewilligungsstellen für öffentliche 
Wohnungsbaumittel zu handhaben hätten. 

Der private Hausbesitz sei außerdem häufig 
nicht in der Lage, die in der II. BVO vorgeschrie- 
bene Wirtschaftlichkeitsberechnung oder Zusatz- 
berechnungen in exakter Form aufzustellen. 
Schließlich müsse berücksichtigt werden, daß 
nach dem Wegfall der Mietpreisbindung, spä- 
testens am 1. Januar 1968, für den bis zur Wäh- 
rungsreform entstandenen Wohnraum insoweit 
allein die Obergrenze maßgebend bleibt. 

Die Verwirklichung des Vorschlages, die Ab- 
sätze 2 und 3 zu streichen, setze aber voraus, daß 
die Bundesregierung im Hinblick auf den öffent- 
lich geförderten Wohnungsbau die Obergrenzen 
gemäß § 43 jeweils rechtzeitig für neueste Neu- 
bauwohnungen den Höchstsätzen für die Mieten 
„im öffentlich geförderten Wohnungsbau" an- 
passe. 

e) Nach der Ansicht eines Landes könnte erwogen 
werden, Mieten bis zu einem bestimmten Be- 
trag über der Finanzierungsmiete ungeprüft zu 
lassen. 

fj Die Obergrenzen für öffentlich geförderte Woh- 
nungen könnten ggf. bei den Sätzen liegen, die 


14 



Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode 


Drucksache V/796 


bei der Bewilligung öffentlicher Mittel als Durch- 
schnittsmieten nicht überschritten werden dürfen. 
Die Sachbearboitung könnte dadurch wesentlich 
vereinfacht werden. Werde die Obergrenze nicht 
überschritten, so sei die tatsächliche Miete, im 
anderen Fall nur die Obergrenze zugrunde zu 
legen. 

g) Am weitesten geht der Vorschlag, die Mietober- 
grenzen für die subventionsfähige Miete ganz 
zu beseitigen. Wenn schon freie Marktmieten am 
Wohnungsmarkt zugelassen wären, dann müßten 
auch diese Marktmieten subventioniert werden. 
Andernfalls bestehe die Gefahr, daß über die 
tragbare Miete hinaus Familien einen erheblich 
höheren Teil ihres Einkommens für die Miete 
aufbringen müssen. 

h) Gegen die Beseitigung oder Anhebung der Ober- 
grenzen werden jedoch folgende Argumente 
vorgebracht: 

Es könne nicht Aufgabe des Wohngeldes sein, 
den leistungsschwächsten Bevölkerungsschichten 
den Bezug der jeweils teuersten und neuesten 
Wohnungen zu ermöglichen. Vielmehr müsse er- 
wartet werden, daß sich die weniger leistungs- 
fähigen Bevölkerungskreise um eine möglichst 
preiswerte und ihren wirtschaftlichen Verhält- 
nissen angemessene Wohnung bemühen. 

Auf Grund dieser Überlegungen bestehe auch 
keine Veranlassung, daß die Obergrenzen für 
Mieten und Belastungen jeweils den höchsten ; 
Mieten für die neuesten frei finanzierten Woh- i 
nun gen angepaßt werden. Dies würde nur zu i 
einer künstlichen Erhöhung des allgemeinen 
Mietpreisniveaus führen. Zu einer Angleichung 
der Obergrenzen an die höchsten und neuesten 
Mieten des frei finanzierten Wohnungsbaues 
bestehe schon deshalb keine Veranlassung, weil 
diese Wohnungen jeweils nur einen winzigen 
Prozentsatz des gesamten Wohnungsbestandes 
darstellen und dadurch das allgemeine Mietpreis- 
niveau nur geringfügig beeinflussen. 

11. Zu §§ 15 (Familieneinkommen) und 16 (Begriff 
des Jahreseinkommens) 

a) Nach einhelliger Auffassung der Länder bereitet 
die Ermittlung des Einkommens die größten 
Schwierigkeiten. Im Rahmen einer Änderung des 
Wohngeldgesetzes sollte daher erwogen werden, 
die Berechnung des maßgebenden Einkommens 
weiter zu vereinfachen. 

b) Wenn man an dem besonderen Einkommensbe- 
griff des Wohngeldgesetzes festhalte und die 
§§ 15 bis 17 unverändert lasse, könnte die Ein- 
kommensberechnung einfacher gestaltet werden, 
indem man die Sondertatbestände der §§ 20 
(außer Betracht bleibende Einnahmen), 20 a (Kin- 
derfreibeträge), 22 (Freibetrag für Empfänger 
niedriger Einkommen) und 23 (Freibetrag für 
Deutsche aus der SBZ und für Aussiedler) 
streiche. Die Streichung des § 20 würde dazu 1 
führen, daß dem Wohngeldempfänger zugemutet 


werde, im Rahmen des Tragbaren alle seine Ein- 
künfte für die Miete aufzubringen. Dies erscheine 
vom Ergebnis her gesehen durchaus zutreffend. 
Die Streichung der §§ 20 a und 22 könne bei der 
Gestaltung der Tragbarkeitsbeträge berücksich- 
tigt werden, soweit dies nicht schon geschehen 
sei. Auch der Wegfall des Sondertatbestandes 
des § 23 sei vertretbar. Die in den §§ 20 bis 23 
vorgesehenen besonderen sozialen Vergünsti- 
gungen bei der Einkommensermittlung (außer 
Betracht bleiben bestimmte Einnahmen, Kinder- 
freibeträge und andere Freibeträge) verursach- 
ten nicht nur einen erheblichen Verwaltungsauf- 
wand, sondern führten z. T. auch zu zweifel- 
haften Ergebnissen. Durch die Fläufung verschie- 
dener Vergünstigungsvorschriften komme es ver- 
schiedentlich vor, daß eine Familie mit einem 
tatsächlichen Monatseinkommen von 600 DM bis 
900 DM zu einem für die Wohngeldgewährung 
zu berücksichtigenden Familieneinkommen von 
nur 100 DM bis 200 DM komme. Die einzelnen 
Vergünstigungsvorschriften bei der Einkommens- 
ermittlung führten auch dazu, daß eine Familie, 
deren Einkommen aus verschiedenen Quellen, 
von verschiedenen Familienmitgliedern und vor 
allem aus Renten besteht, in der Regel besser ab- 
schneiden würden als eine Familie, deren Fa- 
milieneinkommen aus dem Arbeitsverdienst 
eines einzigen Ernährers stammt. 

Aus den vorgenannten Gründen wird deshalb 
folgender Einkommensbegriff vorgeschlagen: 

„(1) Einkommen im Sinne dieses Gesetzes 
ist 

a) der steuerpflichtige Arbeitslohn ab- 
züglich eines Pauschbetrages von 
20 v. H. für Werbungskosten, Ver- 
sicherungen und Steuern; 

b) die Einkünfte nach dem Einkom- 
mensteuergesetz aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, 
selbständiger Arbeit, Vermietung 
und Verpachtung und Kapitalver- 
mögen, 

zuzüglich der erhöhten Absetzun- 
gen nach §§ 7 a bis 7 e EStG, 

abzüglich eines Pauschbetrages 
von 15 v. H. für Versicherungen 
und Steuern; 

c) die sonstigen Einnahmen, soweit sie 
nicht unter a) und b) fallen, 

abzüglich eines Pauschbetrages 
von 15 v. H. für Versicherungen 
und Steuern. 

(2) Nicht als Einkommen sind zu rechnen 

a) Sachleistungen nach der RVO, dem 
BSHG und dem Wehrsoldgesetz, 

b) einmalige Leistungen auf gesetz- 
licher Grundlage, auch wenn diese 
in Teilbeträgen gezahlt werden 
(z. B. Hauptentschädigung und Haus- 
ratsentschädigung nach dem LAG), 
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c) auf gesetzlicher Grundlage ge- 
währte Leistungen, die ausdrücklich 
zur Deckung eines über den norma- 
len Lebensunterhalt hinausgehenden 
Mehraufwands bestimmt sind, ins- 
besondere Pflegegelder und Leistun- 
gen, die Blinde wegen ihrer Blind- 
heit erhalten, 

d) Leistungen nach dem Wohngeld- 
gesetz." 


das für den Lebensunterhalt tatsächlich zur Ver- 
fügung steht. Die Absetzung von Pauschbeträ- 
gen vom Bruttoeinkommen für Werbungskosten 
und für Steuer und Versicherungen würde dann 
entfallen (§ 21). 

Dem wird entgegengehalten, daß die Ermittlung 
eines Nettoeinkommens unter Umständen noch 
größere Schwierigkeiten bereiten würde, als die 
Berechnung des Einkommens nach den Vorschrif- 
ten des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. 


c) Um den Schwierigkeiten bei der Einkommens- 
ermittlung zu begegnen, wird von einigen Län- 
dern vorgeschlagen, bei der Einkommensermitt- 
lung für das Wohngeld so wenig wie möglich 
von der Einkommensermittlung des Einkommen- 
steuerrechts abzugehen, die unbedingt erforder- 
lichen Abweichungen vom Einkommensteuer- 
gesetz auf das Notwendigste zu beschränken und 
sie klar und eindeutig herauszustellen. Das 
schließe nicht aus, daß auch weiterhin bestimmte 
steuerlreie Einnahmen nach dem Einkommen- 
steuergesetz in dem erforderlichen Umfang als 
Einkünfte des Wohngeldgesetzes gelten müssen. 

Dadurch werde es möglich, auf den die Vollzugs- 
praxis sehr belastenden Katalog der außer Be- 
tracht bleibenden Einnahmen in § 20 und auch 
auf die Vergünstigungen der §§ 20 a bis 23 voll- 
ständig zu verzichten. Alle Tatbestände, die eine 
zusätzliche Belastung des Antragsberechtigten 
verursachten, könnten entweder im Rahmen der 
Werbungskosten oder als außergewöhnliche Be- j 
lastung (§§ 33, 33 a Abs. G Einkommensteuer- 
gesetz) erfaßt werden. 

Die vorgcschlagcne Art der Einkommensermitt- 
lung würde dazu führen, daß die Einkommens- 
ermittlung für die Wohngeldgewährung ohne 
große Schwierigkeiten und komplizierte Berech- 
nungen auf der Grundlage von Lohnsteuerkarte 
und Lohnzettel oder Gehaltsstreifen und bei ver- 
anlagten Einkommensteuerpflichtigen auf Grund 
der Angaben im Einkommensteuerbescheid (Zei- 
le 8 a und Zeilen 29, 30 und 32) möglich wäre. 
Diese Angaben könnten die Finanzämter erfor- 
derlichenfalls auch vor Erteilung des Steuer- 
bescheids bereits im Wege der Amtshilfe liefern. 

d) Nach der Ansicht anderer Länder sollte man sich 
bei der Einkommensermittlung nicht nur an das 
Einkommensteuerrecht anlehnen, sondern den 
steuerrechtlichen Einkommensbegriff voll über- 
nehmen. 

Die Übernahme des steuerrechtlichen Einkom- 
mensbegriffes würde die Bewilligungsstellen von 
einer besonderen Einkommensberechnung ent- 
binden. Dies hätte außerdem den Vorteil, daß 
das Einkommen im Sinne des Wohngeldrechts 
weitgehend mit dem Einkommen im Sinne des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes und des Woh- 
nungsbindungsgesetzes übereinstimmen würde, 
das ja ebenfalls auf dem steuerrechtlichen Ein- 
kommensbegriff aufgebaut ist. 


f) Weiterhin wird vorgeschlagen, das für die Ge- 
währung des Wohngeldes maßgebende Jahres- 
einkommen auf volle DM abzurunden. 

12. Zu § 17 (Ermittlung des Jahreseinkommens) 

a) Es wird vorgeschlagen sicherzustellen, daß 
grundsätzlich vom zeitnahen Einkommen, d. h. 
vom Einkommen während des Bewilligungszeit- 
raumes, ausgegangen wird. 

Um in diesem Sinn zu einer möglichst wirklich- 
keitsnahen Einkommensermittlung zu gelangen, 
sei grundsätzlich von dem monatlichen Familien- 
einkommen z. Z. der Antragstellung unter' Be- 
rücksichtigung einer während des Bewilligungs- 
zeitraumes sicher zu erwartenden Einkommens- 
erhöhung oder -Verringerung auszugehen. 

Nur wenn sich dieses Einkommen nicht feststel- 
len lasse, sei das monatliche Durchschnittsein- 
kommen der letzten 12 Monate vor Antragstel- 
lung maßgebend. Lasse sich das zu erwartende 
Einkommen nicht oder nur schwer ermitteln, so 
sei von dem auf einen Monat durchschnittlich 
entfallenden Einkommen in den letzten 12 Mona- 
ten vor Antragstellung auszugehen. Bei den zur 
Einkommensteuer veranlagten Personen könne 
von dem Einkommen im letzten Jahr ausgegan- 
gen werden. 

Der Begriff „Jahreseinkommen" in § 16 solle 
aufgehoben werden, da es in der Praxis immer 
auf das monatliche Durchschnittseinkommen an- 
komme. Für die Praxis wenig brauchbar sei auch 
die Fassung des § 17 Abs. 1, wonach der doppelte 
Betrag der Einnahmen in den letzten 6 Monaten 
vor der Stellung des Antrages der Ermittlung 
zugrunde zu legen ist. 

b) Ein Land regt an, den maßgeblichen Zeitraum 
für die Einkommensermittlung einheitlich auf die 
letzten 12 Monate oder das letzte Kalenderjahr 
festzulegen. Die bisherige Bewilligungspraxis 
trage diesem an sich in § 17 Abs. 1 enthaltenen 
Prinzip nicht Rechnung. Bei der überwiegenden 
Zahl der Fälle werde von dem zu erwartenden 
Jahreseinkommen im Sinne des § 17 Abs. 2 aus- 
gegangen, dessen Feststellung ungleich aufwen- 
diger sei. 

Zu § 18 (Selbstverschuldete Einkommens- 
verringerung) 


e) Häufig ist auch die Ansicht zu hören, das Netto- 
einkommen heranzuziehen, also das Einkommen, 


ln den bekanntgewordenen Äußerungen wird 
übereinstimmend die Streichung dieser Vorschrift 
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vorgeschlagen. Hiernach werden auch entgangene 
Einnahmen dem Jahreseinkommen hinzugerechnet, 
wenn das Ausbleiben auf schweres Verschulden 
eines zum Haushalt rechnenden Familienmitgliedes 
zurückzuführen ist. Unter bestimmten Vorausset- 
zungen kann jedoch auch davon abgesehen werden, 
diese entgangenen Einnahmen anzurechnen. Die Be- 
gründung für die Streichung ist unterschiedlich und 
vielfältig. Im wesentlichen wird angeführt: 

a) Die Vorschrift brauchte bislang selten angewen- 
det zu werden. Ihr komme wenig praktische 
Bedeutung zu, weil ein schweres Verschulden 
selten bekanntwerde und die Härtemilderungs- 
klausel die Rechtsfolge des Grundtatbestandes 
meist ausschließe. 

b) Die Beachtung dieser Vorschrift stelle eine un- 
nötige Arbeitsbelastung dar. 

c) Wenn die Verhältnisse so lägen, daß die Vor- 
schrift anzuwenden sei, würde der allgemeine 
Versagungsgrund des § 23 a ausreichen. 

14. Zu § 19 (Einnahmen aus Miete und Pacht) 

Diese Vorschrift, wird nach den derzeitigen Vor- 
schriften über die Aufstellung der Lastenbercchnung 
(§ 42 Abs. 2) für überflüssig gehalten, weil von 
vornherein festgelegt sei, daß Mieten und Lasten 
von der Belastung abzuziehen sind. 

15. Zu § 20 (Außer Betracht bleibende Einnahmen) j 

Nach dieser Vorschrift werden bestimmte Ein- 
nahmen, die an sich unter den Einnahmebegriff des ! 
§ 16 (Jahreseinkommen) fallen, dem Jahreseinkom- 
men nicht zugerechnet. 

Die Ansichten über diese Vorschrift schwanken 
zwischen vollständiger Erhaltung, teilweiser Ände- 
rung und gänzlicher Streichung. 

a) Von denjenigen Ländern, die für eine Erhaltung 
eintrelen, wird ausgeführt, daß zwar der Vollzug 
dieser Vorschritt verwaltungsmäßig eine fast 
untragbare Belastung sei. Trotzdem erheben sie 
Bedenken gegen eine völlige Streichung dieser 
Vorschrift oder eine Pauschalierung der außer 
Betracht bleibenden Einnahmen, weil dies zu 
einer unbilligen und sozial nicht vertretbaren 
Benachteiligung einzelner Personengruppen füh- 
ren könnte. Auch eine generelle Erhöhung des 
Pauschbetrages für Versicherungen und Steuern 
in § 21 Abs. 3 des Gesetzes wäre dafür kein 
angemessener und ausreichender Ersatz. 

b) Auch von dem Teil der Länder, der zwar keine 
Streichung, aber dennoch eine Änderung für er- 
forderlich hält, wird nicht verkannt, daß die 
Anwendung des § 20 einen großen Zeitaufwand 
erfordert und eine außerordentliche Verwal- 
tungsbelastung sei. Deshalb müsse mindestens 
der Katalog der außer Betracht bleibenden Ein- 
nahmen streng daraufhin geprüft werden, wel- 
che Einnahmen dem Lebensunterhalt und welche 
anderem Zwecke dienen. 


Nur solche Einnahmen sollten nach § 20 außer 
Betracht bleiben, die nicht dem Lebensunterhalt 
der Familie dienen. Dies würde vor allem die 
Beibehaltung der Ziffer 11 erfordern, die diesen 
Gedanken enthält. Sie sollte zu einer General- 
klausel unter Wegfall allzu kasuistischer Auf- 
zählung von Ausnahmetatbeständen erweitert 
werden. Am zweckmäßigsten sei es, nur die Lei- 
stungen abzusetzen, die nach dem Einkommen- 
steuergesetz für Mehraufwendungen des Arbeit- 
gebers steuerfrei gewährt werden (z. B. Auf- 
wandsentschädigungen, Auslösungen usw.). 

c) Von anderer Seite wird eine Änderung in der 
Weise vorgeschlagen, daß bei der Ermittlung des 
Einkommens das Bruttofamilieneinkommen ab- 
züglich 20% für Steuern, Versicherungsbeiträge 
und Werbungskosten maßgebend sein sollte. 
Weitere Absetzungsmöglichkeiten könnten ent- 
fallen. Das sich sodann ergebende Einkommen 
würde etwa dem Nettoeinkommen entsprechen, 
daß der Antragsteller und die zum Haushalt ge- 
hörenden Familienmitglieder zur Bestreitung des 
Lebensunterhalts zur Verfügung haben. 

d) Für eine Streichung der Vorschrift des § 20 wer- 
den folgende Argumente vorgetragen: 

Grundsätzlich und in erster Linie habe jede 
Familie mit. allen Familienangehörigen zusam- 
men für die Kosten ihrer Wohnung selbst auf- 
zukommon und alle ihre für den Lebensunterhalt 
bestimmten Einkünfte, ganz gleich, woher sie 
stammen, auch für die Kosten der Wohnung ein- 
zusetzen. Deshalb bestehe keinerlei Veranlas- 
sung dazu, irgendwelche für den Lebensunterhalt 
bestimmten Einkünfte von der Verwendung für 
die Kosten der Wohnung auszuschließen: um 
solche handelt es sich aber bei Kinderzuschlägen, 
Kindergeld und bei den gesamten unter § 20 
Nr. 1 und 4 bis 12 genannten „außer Betracht 
bleibenden Einnahmen". In der Praxis habe die 
Kumulation der verschiedenen Beträge, die außer 
Ansatz zu bleiben haben, oft zu unbilligen Er- 
gebnissen geführt. Falls der Gesetzgeber be- 
stimmten Personenkreisen Vergünstigungen ge- 
währen möchte, dann sollte dies in den für 
das Sachgebiet einschlägigen Gesetzen (Versor- 
gungs-, Bundessozialhilfe-, Kindergeld-, Sozial- 
versicherungs-, Flüchtlingshilfegesetz u. a.) ge- 
schehen. Im Wohngeldgesetz könnte der Aus- 
gleich eventueller Härten in anderer Weise 
gefunden werden, z. B. durch Änderung der Trag- 
barkeitssätze in § 10 oder durch Erhöhung des 
Prozentsatzes in § 21 Abs. 3. 

16. Zu § 20 a (Kinderfreibeträge) 

a) Aus der Bevölkerung werden immer wieder 
Vorschläge zur Erweiterung des § 20 a gemacht. 
Manche halten es für unrichtig, das in der Ver- 
dienstbescheinigung aufgeführte Kindergeld zu 
berücksichtigen, wenn man für die nicht im 
Haushalt lebenden Kinder keinen Freibetrag er- 
halte, sie aber weiterhin versorgen müsse (z. B. 
uneheliche Kinder oder Kinder aus anderer Ehe). 
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b) Andere wollen, daß alten, pflegebedürftigen 
Familienmitgliedern, Angehörigen mit eigenem 
Einkommen und studierenden Kindern ein Frei- 
betrag eingeräumt wird. 

c) Nach der Ansicht eines Landes habe die An- 
knüpfung an § 32 des Einkommengesetzes die 
Flandhabung durch die Bewilligungsstellen außer- 
ordentlich erschwert. Im Interesse der erwünsch- 
ten Vereinfachung wird daher angeregt, generell 
für jedes noch in der Ausbildung befindliche 
Kind einen festen Freibetrag in Höhe von 50 DM 
unabhängig von der altersmäßigen Reihenfolge 
der Kinder entsprechend der Regelung der Kin- 
derzuschläge im öffentlichen Dienst einzuführen. 

Auf § 20 a Abs. 2 (Freibeträge für Kinder mit 
bestimmten eigenen Einnahmen) könne verzich- 
tet werden. Diese Vorschrift habe in der Praxis 
zu unbilligen Ergebnissen geführt. 

d) Die Mehrzahl der Länder tritt für einen Wegfall 
der Vorschrift ein. Die sich bei der Berücksich- 
tigung der Kinderfreibeträge ergebenden er- 
heblichen verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten 
lägen einmal in der Überprüfung der Merkmale 
für die Kinderfreibeträge nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Einkommensteuergesetzes und zum 
anderen bei der Feststellung der Reihenfolge der 
zu berücksichtigenden Kinder bei der Überschnei- 
dung von Absatz 1 und Absatz 2. Außerdem sei 
zu bedenken, daß die Kinderfreibeträge an die 
Stelle der nach dem bisherigen Recht absetz- 
baren Kindergelder getreten sind. Diese würden 
aber gerade wegen des erhöhten Aufwandes für 
Wohnraum und Lebensunterhalt der Kinder ge- 
währt, so daß dadurch bereits ein gewisser Aus- 
gleich der Kosten für den Wohnraum wegen der 
Kinder gegeben sei. 

Während ein Teil der für die Streichung Ein- 
tretenden zum Ausgleich die Vergünstigungen in 
den §§ 10 (tragbare Miete und Belastung) und 
13 (benötigte Wohnfläche) entsprechend ange- 
hoben sehen möchte, ist die Mehrheit der An- 
sicht, daß dies bereits ausreichend geschehen sei. 


17. Zu § 21 (Aufwendungen zur Erwerbung, Siche- 
rung und Erhaltung des Einkommens) 

Bei Ermittlung des Jahreseinkommens sind auch 
die sogenannten Werbungskosten und Betriebsaus- 
gaben abzusetzen. 

a) Aus der Bevölkerung wird häufig gefordert, auch 
die steuerrechtlich anerkannten Sonderausgaben 
und Aufwendungen für außergewöhnliche Be- 
lastungen zu berücksichtigen und entsprechende 
Absetzungen vorzusehen (z. B. bei Diabetikern 
und Kranken, die auf Schonkost angewiesen 
sind). 

b) Rentner verlangen, auch ihnen — wie den pen- 
sionierten Beamten — eine Werbungskostenpau- 
schale zuzugestehen, da dies auch steuerrechtlich 
der Fall sei. 


c) So sehr zwar nach Auffassung einiger Länder 
aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung auch 
eine Einarbeitung der Werbungskosten in die 
Tragbarkeitstabelle des § 10 Abs. 1 erwünscht 
wäre, sehen sie jedoch keine Möglichkeit, dies 
zu verwirklichen, weil bei den zur Einkommen- 
steuer Veranlagten aus der Sache heraus der 
Abzug der Werbungskosten oder Betriebskosten 
unvermeidbar sei. Im Interesse der Gleichbe- 
handlung aller Antragsteller hält man deshalb 
auch bei den Lohnsteuerpflichtigen und bei den 
übrigen nicht zur Einkommensteuer veranlagten 
Antragstellern den Abzug der Werbungskosten 
nach wie vor für richtig. 

d) Von den Gemeinden wird angeregt, anstelle der 
in den Absätzen 1 und 2 enthaltenen Regelung 
bei Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit 
einen einheitlichen Pauschbetrag für Werbungs- 
kosten, Sonderausgaben und außergewöhnliche 
Belastungen ins Gesetz aufzunehmen, der unter- 
schiedslos bei den in Betracht kommenden An- 
tragstellern abgesetzt werden solle und zwar 
ohne Rücksicht auf die tatsächliche Höhe der im 
Einzelfall entstehenden Aufwendungen. 

e) Da bei Lohnsteuerpflichtigen weit überwiegend 
der Pauschbetrag nach § 9 a Nr. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes abgesetzt wird und bei Rent- 
nern nur selten Werbungskosten in Betracht 
kommen, wird in der Fachpresse die Folgerung 
gezogen, den Abzug für Werbungskosten über- 
haupt fallen zu lassen und statt dessen die Trag- 
barkeitsprozentsätze entsprechend herabzuset- 
zen. 

f) Einige Länder treten für eine Erhöhung des ab- 
setzbaren Pauschbetrages in Absatz 3 ein, falls 
Werbungskosten nicht mehr absetzbar sein soll- 
ten. 


18. Zu § 22 (Freibetrag für Empfänger niedriger 
Einkommen) 

a) Einige Länder halten den Vorschlag für über- 
legenswert, in das Wohngeldgesetz eine allge- 
meine Bestimmung aufzunehmen, nach der für 
jeden Antragsteller ein Mindesteinkommen (z. B. 
in Höhe des jeweils geltenden Regelsatzes nach 
§ 22 Abs. 3 des Bundessozialhilfegesetzes) be- 
rücksichtigt werden muß. Diese Anregung geht 
in erster Linie darauf zurück, daß nicht selten 
Fälle auftreten, in denen ein Antragsteller un- 
widerlegbar behauptet, überhaupt keine Einnah- 
men zu haben, oder in denen zwar Einnahmen 
da sind, ihre Höhe aber nicht feststellbar ist (z. B. 
Einkünfte aus landwirtschaftlichen Nebenerwerb- 
stellen und Wandergewerbe). Auch im Zusam- 
menhang mit der Frage der Einbeziehung der 
Empfänger von Sozialhilfe in das Wohngeld- 
gesetz könnte einer derartigen Vorschrift weit- 
gehende Bedeutung zukommen. 

b) Rentner empfinden den Freibetrag häufig als un- 
zureichend, weil sie dann im Ergebnis um den 
Genuß ihrer Rentenerhöhung gebracht werden, 
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wenn der Freibetrag infolge Rentenerhöhung 
wegfällt und dadurch das Wohngeld niedriger 
wird. Diese Härte könne dadurch gemildert wer- 
den, daß auch für Empfänger von Jahreseinkom- 
men bis 4000 DM ein Freibetrag eingeräumt 
wird, der etwa 600 DM betragen könne. 

c) Manche Länder halten eine nicht unerhebliche 
Vereinfachung des Bewilligungsverfahrens durch 
Fortfall des § 22 für erreichbar. Die durch 
diese Vorschrift bewirkte Vergünstigung könne, 
wenn man sie für gerechtfertigt halte, durch ent- 
sprechende Gestaltung der Tabelle des § 10 
Abs. 1 erzielt werden. Dadurch würde ein beson- 
derer Berechnungsvorgang entbehrlich. Aller- 
dings erhebe sich die Frage, ob die in § 22 nor- 
mierte Besserstellung überhaupt gerechtfertigt 
sei. Im Ergebnis habe diese Vorschrift nicht sel- 
ten zur Folge, daß sie gerade solche Antragstel- 
ler zusätzlich begünstige, bei denen Einnahmen 
bereits nach § 20 außer Betracht bleiben. 

19. Zu § 23 (Freibetrag für Deutsche aus der sowje- 
tischen Besatzungszone und für Aussiedler) 

a) Ein Land macht den Vorschlag, die Vorschrift zu 
erweitern und auch solchen zum Haushalt rech- 
nenden Sowjetzonenflüchtlingen im Sinne des 
§ 23, die keine eigenen Einnahmen haben, einen 
Freibetrag von je 100 DM zuzugestehen. 

b) Von der überwiegenden Mehrheit der Länder, 
aber auch von anderer Seite, wird es für besser 
gehalten, diese Vorschrift zu streichen. Dann ent- 
falle die Nachprüfungspflicht der Bewilligungs- 
stellen sowie die Amtshilfe des Flüchtlingsdien- 
stes, ggf. der Landesdurchgangslager u. a. Statt 
dessen sollte untersucht werden, ob der in Frage 
kommende Personenkreis nicht außerhalb des 
Wohngeldgesetzes in den für diesen Personen- 
kreis einschlägigen Vorschriften begünstigt wer- 
den könne. 


20. Zu § 23 a (Allgemeiner Versagungsgrund) 

Wegen der in dieser Vorschrift enthaltenen unbe- 
stimmten Rechtsbegriffe, deren Auslegung bei den 
Bewilligungsstellen auf große Schwierigkeiten stoße, 
bedarf es nach einer aus Kreisen der Wohnungs- 
wirtschaft geäußerten Auffassung zumindest einer 
gründlichen Überarbeitung des Wortlauts dieser 
Vorschrift. 

Noch besser wäre es nach dieser Ansicht, wenn 
der Gesetzgeber stärker als bisher in den Vorder- 
grund stellen würde, daß Wohngeld nur zur Ver- 
meidung sozialer Härten gewährt wird (§ 1 Abs. 1). 

21. Zu § 24 (Einsatz und Verwertung von Ver- 
mögen) 

a) Das Wohngeldgesetz enthält eine Reihe von 
Ausnahmen von dem allgemeinen Grundsatz 
über Einsatz und Verwertung von Vermögen. 
Dies wird jedoch von verschiedenen Seiten als 


sachlich nicht gerechtfertigt und praktisch schwie- 
rig angesehen. Durch Rechtsverordnung sollte 
der Bewilligungsstelle recht bald die Entschei- 
dung abgenommen werden, unter welchen Vor- 
aussetzungen und in welchem Umfange der Ein- 
satz von Vermögen zumutbar ist, bzw. eine Härte 
bedeutet. 

Im Gesetz würden zwei Tatbestände genügen, 
die eine Ausnahme vom Grundsatz der Verwer- 
tung und des Einsatzes von Vermögen enthal- 
ten; nicht zumutbar sollen nur der Einsatz oder 
die Verwertung folgender Werte sein: 

aa) Vermögenswerte, die für eine angemessene 
Altersversorgung bestimmt sind sowie Ver- 
mögensanlagen, die zweckgebunden sind 
und über die die Antragsteller innerhalb des 
Bewilligungszeitraumes nicht verfügen kön- 
nen. 

bb) Barvermögen und sonstiges Vermögen bis 
zur Höhe von 5000 DM zuzüglich 2000 DM 
für das zweite und jedes weitere zum Haus- 
halt rechnende Familienmitglied. 

b) Nach Auffassung eines Landes falle es den Be- 
willigungsstellen insbesondere schwer, im Ein- 
zelfall festzustellen, inwieweit Vermögenswerte 
einer angemessenen Alterssicherung dienen (§ 24 
Nr. 6). Diese Frage lasse sich nur bei genauer 
Kennntnis der persönlichen Verhältnisse des An- 
tragstellers entscheiden, die den Bewilligungs- 
stellen im allgemeinen fehle und die sie sich 
durch Rückfragen nicht immer beschaffen könn- 
ten. Es sei deshalb häufig nicht zu vermeiden, 
daß die Bewilligungsstellen bei gleichem Sachver- 
halt zu unterschiedlichen Ergebnissen kämen, so 
daß erhebliche Bedenken gegen die Rechtmäßig- 
keit dieser Bestimmung unter dem Gleichbe- 
handlungsgrundsatz erhoben werden. Aus die- 
sem Grund sollte erwogen werden, auf § 24 Nr. 6 
ganz zu verzichten und gleichzeitig die in Nr. 7 
vorgesehenen Freibeträge angemessen zu er- 
höhen. 

Wie sich der Einkommensbegriff des Wohngeld- 
gesetzes möglichst eng an das Einkommensteuer- 
recht anschließen sollte, sei es auch erforderlich, 
bei Einsatz und Verwertung von Vermögen eine 
enge Verbindung zum Vermögensteuerrecht her- 
zustellen. Nur dadurch werde diese Vorschrift 
in der Praxis überhaupt vollziehbar und sinn- 
voll. Bei der Verweisung auf das Vermögen- 
steuerrecht würde sich auch erübrigen, einen Ka- 
talog der Vermögensgegenstände zusammenzu- 
stellen, deren Einsatz und Verwertung nicht zu- 
mutbar ist, weil das Vermögensteuerrecht dies 
bereits auf Grund jahrzehntelanger Erfahrungen 
in einwandfreier Weise gelöst hat. Es würde 
deshalb vollauf genügen, in § 24 nur zu regeln, 
daß ein Wohngeld nicht gewährt wird, wenn zu- 
mutbar ist, daß die zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder vermögensteuerpflichtiges 
Vermögen zur Aufbringung ihrer Miete oder 
Belastung einsetzen oder verwerten. Bei der 
Feststellung dieses Vermögens könnten sich 
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dann die Bewilligungsstellen der Amtshilfe der 
Finanzämter bedienen. 

c) Aus Fachkreisen wird vorgeschlagen, den Ver- 
mögensfreibetrag generell auf 10 000 DM festzu- 
setzen. 

d) Nach der Ansicht anderer Stellen sollte § 24 ganz 
entfallen, weil die Generalklausel des § 23 a (all- 
gemeiner Versagungsgrund) als Handhabe gegen 
die mißbräuchliche Inanspruchnahme von Wohn- 
geld ausreiche. 


22. Zu § 25 (Abzubrechende Gebäude und unzurei- 
chende Wohnverhältnisse) 

Die überwiegende Mehrheit der Länder hält den 
§ 25 für überflüssig, weil es nicht Aufgabe des 
Wohngeldgesetzes sein könne, den Vollzug von An- 
ordnungen zu verwirklichen, die von Behörden aus- 
gehen, die für den Vollzug der Bauordnung, der 
Wohnungsaufsicht und der Wohnungspflege zu- 
ständig sind, solange die herrschende Wohnungs- 
nachfrage den Vollzug solcher Anordnungen behin- 
dert. Sobald die Wohnungsnachfrage nachlasse, 
werde es auch den für den Vollzug der Bauordnung, 
der Wohnungsaufsicht und der Wohnungspflege zu- 
ständigen Behörden möglich sein, ihre Anordnungen 
durchzusetzen. 

Außerdem werde dann bei den Wohnungsuchen- 
den, die Wohngeld erhalten können, keinerlei Be- 
reitschaft mehr bestehen, in unzulänglichen Wohn- 
raum zu wohnen. 

Zudem sei der in § 25 Abs. 1 bezeichnete Wohn- 
raum fast immer verhältnismäßig billig. Schon des- 
halb würden seine Inhaber kaum jemals Wohngeld 
erhalten. Wo die Miet- und Lastenhöhe dennoch 
einen Anspruch auf Wohngeld nicht ausschließe, 
werde auch § 25 Abs. 1 die Gewährung nicht ver- 
hindern, weil seine Anwendung regelmäßig durch 
§ 25 Abs. 2 ausgeschlossen würde. Denn es werde 
den Bewohnern kaum jemals nachzuweisen sein, 
daß es ihnen möglich ist und zugemutet werden 
kann, anderen angemessenen Wohnraum zu be- 
ziehen. 


23. Zu § 26 (Vorübergehend benutzter Wohnraum) 

Es wird geltend gemacht, daß es für die Verwal- 
tung schwierig sei, die derzeitige Vorschrift ent- 
sprechend dem Willen des Gesetzes zu handhaben. 
Im Ergebnis müsse sichergestellt werden, daß Wohn- 
geld einem vorübergehend Abwesenden für dessen 
vorübergehend bewohnten Wohnraum auch dann 
zu gewähren sei, wenn für den Wohnraum, den der 
Familienhaushalt im Sinne des § 7 innehat, kein 
Wohngeld beansprucht oder gewährt wird. 

Nach Auffassung der Länder sollte bereits im 
Gesetz klar zum Ausdruck kommen, ob und unter 
welchen Voraussetzungen ausländische Arbeitneh- 
mer oder Studenten Wohngeld erhalten können. 


24. Zu § 28 (Wohnungswechsel und unterlassener 
Wohnungswechsel) 

Bei der Anwendung dieser Vorschrift wurden un- 
terschiedliche Erfahrungen gemacht. Die meisten 
Länder haben sich nicht geäußert. Soweit Bedenken 
erhoben werden, zielen die Vorschläge teilweise 
auf eine Erweiterung, teils aber auch auf eine Strei- 
chung der Vorschrift hin. 

a) So wird vorgeschlagen, die Vorschrift auch bei 
Entscheidungen über Anträge auf Lastenzuschuß- 
gewährung anzuwenden, schon um Bedenken 
wegen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz 
auszuräumen. Der Sachverhalt, dem die Vor- 
schrift entgegentreten will, sei nämlich am aller- 
wenigsten auf dem Sektor des Mietzuschusses, 
sondern viel häufiger und mit wesentlich größe- 
rer praktischer Bedeutung, wenn anstelle der bis- 
herigen billigen Mietwohnung ein kostspieliges 
Eigenheim oder eine kostspielige Eigentums- 
wohnung gewählt werde. 

b) Mit der gleichen Begründung wird von anderer 
Seite die Streichung verlangt. Außerdem wird 
angeführt, die Vorschrift stelle wegen der Aus- 
legung der darin enthaltenen unbestimmten 
Rechtsbegriffe an die Bewilligungsstellen zu 
hohe Anforderungen. Weiterhin seien Sinn und 
Zweck der Bestimmungen nicht einzusehen, da 
der Mietzuschuß für die benötigte Wohnfläche 
sowieso nur bis zur Obergrenze gewährt wird. 
Schließlich seien die für die Einhaltung der 
Vorschrift erforderlichen Nachprüfungen ggf. 
durch Rückfragen beim Einwohnermeldeamt, 
beim Vermieter usw. unter Umständen sehr zeit- 
raubend. 


25. Zu § 28 a (Besonders hohe Belastung) 

Auf Grund dieser Vorschrift wird ein Lastenzu- 
schuß nicht gewährt, wenn die zu berücksichtigende 
Belastung (§§ 12, 13 des Gesetzes) die Belastungs- 
obergrenzen (§ 43 des Gesetzes) um mehr als 35 °/o, 
in Ausnahmefällen um mehr als 40 °/o übersteigt. 

a) Nach stark überwiegender Ansicht der Länder 
wird die Streichung dieser Vorschrift vorgeschla- 
gen, weil sie sich in der Praxis als zu eng und zu 
schwer vollziehbar erwiesen habe. Die festge- 
setzten Ausschlußgrenzen lägen zu niedrig. Sie 
würden vielfach auch dann überschritten, wenn 
Eigenheime keineswegs aufwendig beschaffen 
sind. Angesichts der derzeitigen hohen Bau- und 
Bodenpreise führe die Ausschlußgrenze des 
§ 28 a nicht nur bei nahezu allen frei finanzier- 
ten Eigenheimen und anderen Eigentumsmaß- 
nahmen, sondern teilweise auch schon bei öffent- 
lich geförderten Eigenheimen zu einer Versa- 
gung des Wohngeldes, wenn der Bauherr nicht 
überdurchschnittlich hohe Eigenleistungen aufge- 
bracht habe. Unter den gegenwärtigen Kapital- 
marktverhältnissen trete der Versagungsgrund 
des § 28 a bereits bei Gesamtkosten von 700 DM 
je qm ein. 
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Der Versagungsgrund des § 28 a erscheint den 
Kritikern aber auch deshalb bedenklich, weil sich 
dem kundigen Antragsberechtigten Möglichkei- 
ten böten, die Vorschrift durch eine entspre- 
chende Manipulierung seiner Belastung aus Ka- 
pitaldienst und Bewirtschaftung zu umgehen, 
ohne daß es den Bewilligungsstellen in allen Fäl- 
len gelingen dürfte, solche Manipulationen zu 
erkennen und abzuwehren. 

Im übrigen werden auch Zweifel vorgebracht, ob 
§ 28 a mit dem Gleichheitsgrundsatz vereinbar 
sei. überdies sei die Zahl der Empfänger von 
Lastenzuschüssen gegenüber der Zahl der Emp- 
fänger von Mietzuschüssen so gering, daß schon 
aus diesem Grunde eine solche Sondervorschrift 
für Lastenzuschüsse nicht gerechtfertigt sei. 

Schließlich sei § 28 a auch deshalb entbehrlich, 
weil „Luxus" bereits durch die benötigte Wohn- 
fläche und die Belastungsobergrenze praktisch 
ausgeschlossen werde. 

b) Nur wenige Länder halten eine Änderung für 
ausreichend. § 28 a müsse so gefaßt werden, daß 
sich der Ausschluß eines Lastenzuschusses nach 
objektiven Merkmalen des Wohnraumes, z. B. 
seiner Beschaffenheit, und nicht nach der Höhe 
der Belastung richte. Dabei sollte öffentlich ge- 
förderter Eigenwohnraum von dieser Regelung 
überhaupt ausgenommen werden, da er nicht 
gefördert worden wäre, wenn er aufwendig 
wäre. 

c) Ein Teil der Länder, die für eine Änderung ein- 
treten, hält es für ausreichend, wenn die zu he- | 
rücksichtigende Tilgung auf 1 %> beschränkt wird 
und ausnahmsweise nur nach § 23 der II. BVO 
verfahren werden darf oder wenn von einem 
kalkulatorischen Ansatz der Instandhaltungs- 
kosten abgesehen und die maßgebende Bela- 
stung nach geldrechnungsmäßigen Gesichtspunk- 
ten ermittelt wird. 


26. Zu § 29 (Verhältnis des Wohngeldes zur Sozial- 
hilfe und Kriegsopferfürsorge) 

Auf Grund des Bundestagsbeschlusses vom 12. Fe- 
bruar 1965 (vgl. Protokoll über die 163. Sitzung des 
Deutschen Bundestages S. 8044), in dem die Bundes- 
regierung ersucht wird „mit den Ländern in Ver- 
handlungen einzutreten, um die Empfänger von 
Bundessozialhilfe und deren Angehörige in bezug 
auf Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz den übri- 
gen Empfängern gleichzusetzen und einen entspre- 
chenden Finanzausgleich einzuleiten", schweben 
z. Z. entsprechende Verhandlungen. Sobald diese 
abgeschlossen sind, werde ich über das Ergebnis 
berichten. Bisher sind zu diesen Fragen folgende 
Meinungen bekanntgeworden: 

a) Das Verhältnis des Wohngeldes zur Sozialhilfe 
und zur Kriegsopferfürsorge sollte nach einer 
vornehmlich von der Praxis immer wieder erho- 
benen Forderung baldmöglichst neu mit dem Ziel j 
geregelt werden, daß auch Empfänger von Sozial- 


hilfe und Kriegsopferfürsorge wohngeldberech- 
tigt sind. Die derzeitige Regelung sei ungerecht. 
Sie müsse entfallen. Die Leistungen aus der 
Sozialhilfe und der Kriegsopferfürsorge — so- 
weit sie zur Deckung der Miete oder Belastung 
bestimmt sind — lägen in der Regel unter dem 
Wohngeld, so daß zunächst alle Bestrebungen 
dahin gehen sollten, den Empfängern von Sozial- 
hilfe und Kriegsopferfürsorge, das höhere Wohn- 
geld nicht länger vorzuenthalten. Die jetzt gel- 
tende Regelung könne nicht bis zum Abschluß 
der Verhandlungen über den Finanzausgleich 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden beibe- 
halten werden, da sie zu einer echten Benachtei- 
ligung der Sozialhilfeempfänger und Kriegsop- 
ferfürsorgeempfänger führe. Bereits jetzt werde 
§ 29 in der Praxis in steigendem Maße dadurch 
ausgehöhlt, daß die Sozialhilfebehörden vielfach 
keine Leistungen zur Aufbringung der Miete 
oder Belastung mehr gewähren, so daß auch 
Sozialhilfe- und Kriegsopferfürsorgeempfänger 
in den Genuß von Wohngeld gelangen konnten. 

b) Durch die derzeitige Regelung entstehe ein er- 
heblicher Verwaltungsaufwand für die Bewilli- 
gungsstellen. Sie müßten vor jeder Bewilligung 
prüfen, ob und ggf. welche Leistungen der Sozial- 
hilfe usw. der Antragsteller erhält. Darüber hin- 
aus müßten sie sicherstellen, daß ein Antragstel- 
ler auch nach Bewilligung des Wohngeldes keine 
Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch nimmt, 
um sich dadurch ungerechtfertigte Vorteile zu 
verschaffen. Ein erheblicher Arbeitsanfall ent- 
stehe ferner dadurch, daß zahlreiche Empfänger 
von Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge bei den 
Wohngcldstellen vorstellig werden, um feststel- 
len zu lassen, ob sie sich im Falle eines Verzichts 
auf die? Sozialhilfeleistungen bei Gewährung von 
Wohngeld besser stünden. 

Falls sich der Gesetzgeber dazu entschließen 
könne, Untergrenzen für Mie'en und Belastun- 
gen in Höhe von 1 DM bis 1,20 DM je -qm 
Wohnfläche monatlich vorzusehen, würde eine 
saubere Trennung von Wohngeld und Leistun- 
gen der Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge und 
Maßnahmen des Finanzausgleichs ermöglicht. In 
diesem Fall würde nämlich eine Miete oder Be- 
lastung bis zu 1 DM bzw. 1,20 DM je qm Wohn- 
fläche monatlich in den Bereich der Sozialhilfe 
und Kriegsopferfürsorge und darüber hinaus- 
gehende Miefe in den Bereich des Wohngeldge- 
setzes fallen. 

c) Bei Wegfall des § 29 würden die Sozialhilfeträ- 
ger nicht ganz davon befreit, die Unterkunftsko- 
sten zu tragen, da das Wohngeldgesetz von dem 
Grundsatz beherrscht wird, daß jeder Mieter 
eine Miete seinem Einkommen entsprechend 
selbst zu tragen hat. Diese Eigenbeteiligung wür- 
den die Sozialhilfeträger auch nach einer etwai- 
gen Gesetzesänderung übernehmen müssen. 
Wenn die Leistungen der Sozialhilfe als Einkom- 
men angerechnet würden, wäre dem Grundsatz 
des Nachranges der Sozialhilfe gebührend Rech- 
nung getragen. Außerdem sei durch das Einfügen 
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der Interessenquote sichergestellt, daß stets ein 
bestimmter Prozentsatz der Miete selbst aufzu- j 
bringen ist. 

d) Den Einwand, daß durch eine Streichung des 
§ 29 den Gemeinden ein Vorteil erwachse, könne 
man dadurch beseitigen, daß sich die Gemeinden 
mit einem kleinen Prozentsatz (von etwa 5 %) 
an der Aufbringung des Wohngeldes beteiligten. 

e) Es könnte zur Vermeidung einer zusätzlichen Be- 
lastung der Bewilligungsstellen aber auch daran 
gedacht werden, in das Bundessozialhilfegesetz 
oder in das Wohngeldgesetz eine Bestimmung 
aufzunehmen, wonach der Sozialhilfeempfänger 
den Anteil für die Miete oder Belastung als 
Wohngeld vom Sozialhilfeträger zusammen mit 
den Sozialhilfeleistungen erhält. Zur Vereinfa- 
chung könnte eine pauschale Festsetzung des 
Wohngeldes nach der Größe der Familie, der 
Höhe des Einkommens und der Miete oder Be- 
lastung erfolgen. Von dem Sozialhilfeträger 
könnte ein Durchschlag der Bewilligung an die 
Wohngeldbewilligungsstelle übersandt werden, 
um sicherzustellen, daß nicht von zwei verschie- 
denen Dienststellen Wohngeld gezahlt wird. 

27. Zu § 29 a (Verhältnis des Wohngeldes zu an- 
deren vergleichbaren Leistungen) 

Soweit aus Mitteln des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden oder der Gemeindeverbände dem 
Wohngeld vergleichbare Leistungen gewährt wer- 
den, sind dieselben auf das Wohngeld anzurechnen. 

Nach überwiegender Auffassung wird eine Än- 
derung oder Aufhebung dieser Vorschrift für nötig 
gehalten. § 29 a habe sehr an Bedeutung verloren, 
weil von Bund, Ländern und Gemeinden seit dem 
Inkrafttreten des Wohngeldgesetzes kaum noch 
dem Wohngeld vergleichbare Leistungen gewährt 
werden. Verblieben seien lediglich die Leistungen 
nach § 7 Abs. 2 Nr. 4 und 5 sowie der Härteaus- 
gleich nach § 23 des Unterhaltssicherungsgesetzes 
für Wehrpflichtige und Familienangehörige von 
Wehrpflichtigen, die Wohnungs- und Heizungsko- 
stenzuschüsse an Angehörige der Bundeswehr und 
Mietbeihilfen nach dem Saarländischen Sozialrent- 
nerhilfegesetz. § 29 a verursache erhebliche Schwie- 
rigkeiten, insbesondere bei Anträgen von Angehö- 
rigen der Bundeswehr und Empfängern von Miet- 
beihilfe nach dem Saarländischen Sozialrentnerhilfe- 
gesetz. 

Zur Vermeidung der bei der Anwendung dieser 
Vorschrift aufgetretenen Schwierigkeiten werden 
unterschiedliche Vorschläge gemacht. 

a) Ein Teil der Vorschläge zielt dahin, diese auf 
Sondertatbeständen beruhenden, z. T. über das 
Wohngeld hinausgehenden Leistungen auch wei- 
terhin anstelle von Wohngeld zu gewähren, 
wenn in diesen Fällen kein Wohngeld in An- 
spruch genommen wird. Bei einer solchen Rege- 
lung sei es möglich, die Prüfung, ob Wohngeld 
in Anspruch genommen wird, ausschließlich den 
für die Durchführung der anderen Regelungen 


zuständigen Behörden zu überlassen und den 
§ 29 a zu streichen. 

b) Andere Stellen haben keine Bedenken, wenn 
Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever- 
bände (außerhalb des Wohngeldgesetzes) noch 
Leistungen für die wirtschaftliche Sicherung von 
Wohnungen erbringen; dies sollte ihnen (und 
nicht dem Wohngeldgesetz) überlassen bleiben. 

c) Die Bewilligungsstellen sehen eine Vereinfa- 
chung darin, wenn grundsätzlich Leistungen, die 
dem Wohngeld vergleichbar sind, aus Mitteln 
der in § 29 a genannten Körperschaften nicht ge- 
währt werden dürfen, sofern ein Anspruch auf 
Wohngeld besteht. 

d) Ein Vorschlag zur Behebung der erheblichen 
verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten sieht vor, 
§ 29 a zu streichen und die vergleichbaren Lei- 
stungen sowohl bei der Einkommensermittlung 
als auch bei dem festgestellten Wohngeld unbe- 
rücksichtigt zu lassen. Danach hätte das Wohn- 
geldgesetz als das für die Gewährung von Miet- 
und Lastenzuschüssen spezielle Bundesgesetz ge- 
genüber allen anderen Regelungen den Vorrang. 
Die Höhe des zu bewilligenden Wohngeldes 
wäre unabhängig von dem etwaigen Empfang 
einer dem Wohngeld vergleichbaren Leistung. 
Doppelzahlungen von Wohnungszuschüssen 
seien nicht zu befürchten, da das gezahlte Wohn- 
geld auf die dem Wohngeld vergleichbare Lei- 
stung angerechnet würde. 

e) Nach einem fünften Vorschlag sollte lediglich 
bei Leistungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 des Unter- 
haltssicherungsgesetzes die Zahlung von Wohn- 
geld ausgeschlossen sein, weil nach dieser Be- 
stimmung die volle Miete gezahlt wird. 

28. Zu § 32 (Amtshilfe und Auskunftspflicht) 

a) Diese Vorschrift enthält — anders als § 116 des 
Bundessozialhilfegesetzes — keine Möglichkeit, 
Ordnungsstrafen gegen Arbeitgeber und Haus- 
eigentümer zu verhängen, die sich weigern, die 
vorgeschriebenen Auskünfte zu erteilen. Nach 
Ansicht der Gemeinden sind die Bewilligungs- 
stellen daher nicht in der Lage, derartige Aus- 
künfte, die für die Bearbeitung des Wohngeldan- 
trages dringend erforderlich sind, zu erzwingen. 
Sie schlagen deshalb vor, entsprechende Ord- 
nungsstrafen im Gesetz festzulegen. 

b) Andere Stellen sehen überhaupt in den Bestäti- 
gungen des Arbeitgebers und des Hauseigentü- 
mers über Einkommenshöhe bzw. Größe der 
Wohnung und die Höhe der zu zahlenden Miete 
psychologisch nicht zu unterschätzende Hinde- 
rungsgründe bei der Antragstellung. Viele Mie- 
ter sähen darum von der Antragstellung ab. Es 
müßten andere Möglichkeiten gefunden werden 
(Vorlage der Lohnsteuerkarte, des Mietvertra- 
ges, des Mietbuches, von Mieterhöhungserklä- 
rungen), um diese erforderlichen Nachweise zu 
erbringen. 
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29. Zu § 33 (Entscheidung über den Antrag) 

a) Trotz des Einsatzes elektronischer Datenverar- 
beitungsanlagen ist es manchen Bewilligungs- 
stellen bisher nicht gelungen, die angestrebte 
Bearbeitungszeit von drei Monaten einzuhalten. 

b) Zur Vereinfachung des Zahlungs- und Abrech- 
nungsverkehrs wird vorgeschlagen, das errech- 
nete Wohngeld in Zukunft nicht mehr auf 
0,50 DM, sondern einheitlich auf volle Deutsche 
Mark auf- oder abzurunden. 

c) Die Bagatellgrenze des Absatzes 3 Satz 2 sollte 
von 3 DM auf 5 DM heraufgesetzt werden. 

30. Zu § 34 (Bewilligungszeitraum) 

a) In den Fällen, in denen die Miete oder Belastung 
nur für einen Teil eines Monats aufzubringen ist 
(z. B. bei Bezug der Wohnung im Laufe des Mo- 
nats), kann nur die anteilige Miete oder Bela- 
stung bei Bemessung des Wohngeldes berück- 
sichtigt werden. Um zu vermeiden, daß das 
Wohngeld in derartigen Fällen tageweise be- 
rechnet und ausgezahlt werden muß, wird von 
den Gemeinden vorgeschlagen, es immer auf 
volle Monate zu berechnen, so daß der Bewilli- 
gungszeitraum dem Zahlungszeitraum entspricht. 

b) Weiterhin sollte § 34 einen größeren Spielraum 
für die Festsetzung des Bewilligungszeitraumes 
lassen, um mit der Zeit ein rollierendes System 
für das Auslaufen der Wohngeldzahlung und die 
Bearbeitung der Weitergewährungsanträge zu 
erreichen. Durch den Beginn der Bewilligungs- 
zeiträume am 1. April 1965 für nahezu alle 
Wohngeldempfänger, deren Anträge in der Zeit 
zwischen dem 1. April und dem 30. September 
1965 eingingen, ergab sich am 1. April 1966 eine 
Flut von Weitergewährungsanträgen. Das glei- 
che galt für den 1. Mai 1966 hinsichtlich der Rent- 
ner, nachdem für diese der Beginn des Bewilli- 
gungszeitraumes in der Regel auf diesen Zeit- 
punkt festgelegt werden mußte. Die Bewilli- 
gungsstellen sollten daher berechtigt sein, bei 
Rentnern den Bewilligungszeitraum auf zwei 
Jahre festzusetzen. Die Einkommensentwicklung 
der Rentner sei überschaubar und stehe einem 
längeren Bewilligungszeitraum nicht im Wege. 
Da ca. 30% aller Wohngeldempfänger Rentner 
seien, ließe sich durch diese Regelung eine er- 
hebliche Zeitersparnis erzielen. 

c) Bei Streichung des § 29 über das Verhältnis des 
Wohngeldes zur Sozialhilfe und Kriegsopferfür- 
sorge werde auch § 34 Abs. 2 entbehrlich. 

d) Wohngeld wird auch dann rückwirkend gewährt, 
wenn sich die berücksichtigungsfähigen Umlagen 
(z. B. Wassergeld) oder auch die Miete oder 
Belastung in sehr geringem Umfang rückwirkend 
erhöht haben. In der Praxis verursachten diese 
Fälle erhebliche Arbeit, obgleich das zu gewäh- 
rende Wohngeld in der Regel sehr gering sei. Es 
wird daher empfohlen, nicht nur die Erhöhung 
(§ 38), sondern auch die rückwirkende Gewäh- 


rung von Wohngeld davon abhängig zu machen, 
daß sich die Miete oder Belastung um mehr als 
15% erhöht hat. 

31. Zu § 35 (Auszahlung des Wohngeldes) 

a) Um eine Zweckentfremdung des Wohngeldes zu 
verhindern, wird von einigen Stellen angeregt, 
die Bewilligungsstelle in die Lage zu versetzen, 
daß sie auch ohne schriftliche Einwilligung des 
Antragberechtigten das Wohngeld an den Ver- 
mieter oder an einen Hypothekengläubiger zah- 
len kann, wenn ihr dies erforderlich erscheint. 

b) Aus der Kommunalpraxis wird vorgeschlagen, 
das Wohngeld allgemein vierteljährlich im vor- 
aus zu zahlen, zumindest aber zur vierteljähr- 
lichen Zahlung jeweils in der Mitte des Quartals 
überzugehen. Wesentliche Verluste könnten im 
letzten Fall nicht eintreten, dagegen aber un- 
nötige Verwaltungsarbeit vermieden werden. 

32. Zu § 36 (Mitteilungspflicht des Wohngeldemp- 
fängers) 

Beim Mietzuschuß braucht der Wohngeldempfän- 
ger keine Mitteilung zu machen, wenn ein zum 
Haushalt rechnendes Familienmitglied aus der Woh- 
nung zieht. Anders verhält es sich beim Lastenzu- 
schuß. Hier müsse der Wohngeldempfänger die Be- 
willigungsstelle auch dann unterrichten, wenn nur 
ein Familienmitglied auszieht. Um diese ungleiche 
Behandlung zu beseitigen, wird vorgeschlagen, die 
Mitteilungspflicht beim Lastenzuschuß auf die Fälle 
zu beschränken, in denen der Wohnraum, für den ein 
Lastenzuschuß gewährt wird, vor Ablauf des Be- 
willigungszeitraums nicht mehr vom Wohngeldemp- 
fänger genutzt wird. 

33. Zu § 37 (Weitere Gewährung des Wohngeldes) 

Nach Auffassung eines Landes sollte § 37 dahin 
ergänzt werden, daß bei rechtzeitiger Stellung eines 
Antrages auf Weitergewährung des Wohngeldes 
während der Bearbeitung dieses Antrages das bis- 
herige Wohngeld unter Anrechnung auf das neu zu 
bewilligende Wohngeld weitergewährt wird. Diese 
Regelung habe sich in der Praxis als erforderlich er- 
wiesen, um die wohngeldlosen Zeiträume zu über- 
brücken, die während der Bearbeitung des Antra- 
ges auf weitere Gewährung des Wohngeldes 
zwangsläufig entstehen. Eine solche Regelung würde 
auch dem Sinn des § 33 Abs. 2 entsprechen, der eine 
vorläufige Bewilligung des Wohngeldes in Härte- 
fällen zuläßt. 

34. Zu § 38 (Erhöhung des Wohngeldes) 

a) Es wird als soziale Härte empfunden, daß eine 
Erhöhung des Wohngeldes im laufenden Bewil- 
ligungszeitraum nicht möglich ist, obwohl sich 
die Familienverhältnisse eines Wohngeldemp- 
fängers nach Erteilung des Bewilligungsbeschei- 
des dergestalt verändert haben, daß die Anzahl 
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der zum Haushalt rechnenden Familienmitglie- 
der größer geworden ist (z. B. durch Geburt eines 
Kindes). 

b) Von anderer Seite hält man dagegen weitere 
Einschränkungen für geboten. Ein Land hält es 
für genügend, den Prozentsatz der Verringerung 
des Familieneinkommens und der Erhöhung der 
Miete oder Belastung auf 30 °/o festzusetzen. 

c) Aus der kommunalen Praxis wird sogar die 
Streichung dieser Vorschrift gefordert. Da schon 
bei der Neufassung des Wohngeldgesetzes die 
rückwirkende Prüfung für den abgelaufenen Be- 
willigungszeitraum entfallen ist und die Arbeit 
der Bewilligungsstellen dadurch spürbar erleich- 
tert wurde, sollten in konsequenter Weiterent- 
wicklung auch keinerlei Änderungen während 
des Bewilligungszeitraumes mehr berücksichtigt 
werden. Eine Verringerung des Familieneinkom- 
mens innerhalb des Bewilligungszeitraumes um 
mehr als 15 °/o komme nach den Erfahrungen der 
Praxis nicht vor. Eine Erhöhung der Mieten um 
mehr als 15% trete zwar manchmal ein; in die- 
sen Fällen habe sich aber im gleichen Zeitraum 
regelmäßig auch das Familieneinkommen so er- 
höht, daß ein höheres Wohngeld nicht anfalle. 
Der Wegfall der Bestimmung würde eine weitere 
wesentliche Entlastung der Bewilligungsstellen 
bedeuten. 


35. Zu § 39 (Rückforderung überzahlten Wohn- 
geldes) 

Ein Land schlägt vor, in das Wohngeldgesetz be- 
stimmte Entziehungstatbestände aufzunehmen. Im 
Einzelfall erforderliche Entziehungen, z. B. bei 
Zweckentfremdung des Wohngeldes, könnten nur 
auf die Generalklausel des § 1 gestützt werden. 
Diese Verfahrensweise wird jedoch für rechtlich 
nicht ganz unbedenklich gehalten. 

36. Zu § 42 (Durchführungsvorschriften) 

Anstelle der in § 42 Abs. 3 Satz 2 und 3 vorge- 
sehenen besonderen Wohnflächenberechnung für 
Altwohnraum wird es für zweckmäßiger gehalten, 
bei derartigem Wohnraum generell einen Abschlag 
von 10 °/o der ermittelten Wohnfläche vorzusehen. 
Die derzeitige Regelung bereite erhebliche Schwie- 
rigkeiten. 

37. Zu § 44 (Erstattung des Wohngeldes) 

Von der Kommission für die Finanzreform wird 
eine Änderung dieser Vorschrift für erforderlich 
gehalten, es sei denn, daß die Wohngeldgewährung 
als Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern an- 
zusehen wäre. In einem solchen Fall solle der Bund 
den Ländern nach wie vor die Hälfte ihrer Ausgaben 
für die Durchführung des Gesetzes erstatten (Gut- 
achten S. 52). Als Gemeinschaftsaufgabe sieht die 
Kommission das Wohngeldgesetz jedoch nicht an 
(Gutachten S. 33/34). 


Die Art der Änderung hängt davon ab, ob die 
Durchführung des Wohngeldgesetzes — wie bisher 
— den Ländern als eigene Angelegenheit obliegt, 
oder ob es nach den Erfahrungen der letzten Jahre 
in die Bundesauftragsverwaltung zu übernehmen ist. 
In den Fällen der Eigenverwaltung sollten die Län- 
der, in den Fällen der Auftragsverwaltung der Bund 
die gesamten Ausgaben tragen (Gutachten S. 33). 

38. Zu § 45 (Wohngeld-Statistik) 

Bei der erheblichen Zunahme der Anträge seien 
schon jetzt bei der Aufbereitung Schwierigkeiten 
aufgetreten, die eine zeitgerechte Erstellung der 
Statistik nicht sicherstellen. Im übrigen sollte auch 
hier eine Vereinfachung der Antragsvordrucke und 
des Bearbeitungsblattes angestrebt werden. 

a) § 45 Abs. 2 Nr. 3 sollte nach Vorschlägen von 
verschiedenen Seiten gestrichen werden. Sämt- 
liche erforderlichen statistischen Angaben ergä- 
ben sich aus dem Bewilligungsbescheid. Im Be- 
rechnungsbogen gebe es ca. 14 Positionen, die 
nur ausgefüllt werden müßten, weil § 45 Abs. 2 
Nr. 3 dies verlange. 

b) Weiterhin sollte darauf verzichtet werden, daß 
bei Weiterbewilligung lediglich wegen der Sta- 
tistik der gesamte Berechnungsbogen neu auszu- 
füllen und dem Statistischen Landesamt zu über- 
senden ist. Einfache Änderungsberechnungen 
seien ausreichend. 

c) Es müßte genügen, wenn über die Zahl der An- 
träge der Bewilligungen und der Ablehnungen 
sowie über Art und Höhe der bewilligten Wohn- 
gelder Angaben gemacht werden. Alle Angaben 
zur Person des Antragstellers, wie Geburtsjahr, 
Beamter, Angestellter oder Pensionär u. a., soll- 
ten entfallen. Die Übersendung einer Durchschrift 
des Bewilligungsbescheides an das Statistische 
Landesamt sollte ausreichen. Etwaige weitere 
Fragen könnten durch gezielte und sparsam 
eingesetzte Repräsentativerhebungen geklärt 
werden. 

d) Von Seiten der Statistiker wurde dagegen der 
Wunsch geäußert, möglichst bald vom Haijah- 
res- auf den Ganzjahresturnus überzugehen. Die 
Auswertung der bisherigen Ergebnisse habe ge- 
zeigt, daß die Veränderungen von Halbjahr zu 
Halbjahr minimal seien. Lediglich bei der Ge- 
schäftsstatistik sollte am Halbjahresturnus fest- 
gehalten werden. 

e) Außerdem ist angeregt worden, bei einer 
etwaigen Änderung in § 45 folgende weitere 
Merkmale für die Statistik einzufügen: 

aa) Begrenzung des Wohngeldes durch die Bei- 
träge über die selbst aufzubringende Miete 
oder Belastung, über die benötigte Wohn- 
fläche und über die Obergrenzen für Mie- 
ten und Belastungen. 

bb) Unterschied zwischen tatsächlich zu zahlen- 
der Miete oder Belastung und Obergrenze. 
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cc) Unterschied zwischen Belastungsgrad und 
Tragbarkeitssatz nach Höhe des Familien- 
cinkommens und nach Haushaltsgröße. 

39. Zu § 56 (Geltung im Saarland) 

Es wird vorgeschlagen, auf eine besondere Saar- 
klausel zu verzichten und statt dessen ebenso wie 
in § 42 Abs. 2 Satz 1 abweichende Regelungen für 
das Saarland in den Text des § 42 Abs. 3 und damit 
an die Stelle des Gesetzes zu bringen, wohin sie 
materiellrechtlich gehören. 


VII. Zusammenfassung 

Der vorstehende Bericht enthält folgende beson- 
ders erwähnenswerte Vorschläge: 

1. Änderung des Wohngeldgesetzes auf längere 
Sicht unvermeidbar (Abschnitt V Nr. 1) 

2. Konzentration der Bewilligungstätigkeit not- 
wendig (Abschnitt V Nr. 2 a) 

3. Verstärkter Einsatz von elektronischen Daten- 
verarbeitungsanlagen (Abschnitt V Nr. 2 b) 

4. Erlaß einer Rechtsverordnung über die Lasten- 
berechnung (Abschnitt V Nr. 4, Abschnitt VI 
Nr. 8) 

5. Änderung oder Wegfall der Einkommensgrenze 
(Abschnitt V Nr. 3) 

6. Ersetzung der Prozentsätze für die tragbare i 
Miete und Belastung durch feste Beträge (Ab- 
schnitt VI Nr. 5 a) 


7. Wegfall der Interessenquote (Abschnitt VI 
Nr. 6 c) 

8. Anhebung der Obergrenzen für die zu berück- 
sichtigenden Mieten und Belastungen (Ab- 
schnitt VI Nr. 10 a) 

9. Vereinfachung der Einkommensermittlung (Ab- 
schnitt VI Nr. 11 bis 19) 

10. Vereinfachung der Vorschriften über Einsatz 
und Verwertung von Vermögen (Abschnitt VI 
Nr. 21) 

11. Streichung der Vorschrift über Versagung des 
Lastenzuschusses bei besonders hoher Bela- 
stung (Abschnitt VI Nr. 25) 

12. Neuregelung des Verhältnisses zwischen Wohn- 
geld und Sozialhilfe (Abschnitt VI Nr. 26) 

13. Vereinfachung der Wohngeldstatistik (Ab- 
schnitt VI Nr. 38) 

Die Verwirklichung der vorstehenden Vorschläge 
Nr. 1, 5, 6, 7, 9, 10 (teilweise), 11, 12 und 13 bedarf 
einer Gesetzesänderung, während den Vorschlägen 
Nr. 4, 8 und 10 (teilweise) durch Rechtsverordnung 
und den Vorschlägen Nr. 2 und 3 durch Verwal- 
tungsmaßnahmen Rechnung getragen werden kann. 

Die Bundesregierung bittet den Deutschen Bun- 
destag, die Entschließung vom 12. Februar 1965 
(Drucksache IV, 3018) dahin zu ändern, daß die Bun- 
desregierung dem Deutschen Bundestag alljährlich 
zum 1. Juli einen Bericht über die in den einzelnen 
Ländern gemachten Erfahrungen mit dem Wohn- 
geldgesetz vorlegt. 
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